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Planspiel 

1 Strategiekreis 23. April 2011 

1.1 Anschreiben / Einladung 

1.2 Präsentation Auftragnehmer 

1.3 Modelle A und B, Tischvorlage 

1.4 Anwesenheitsliste 

1.5 Fotografien der „Wände“ 



 
 
 
 
 

 
 
 
Planspiel / moderierter Dialog zur Fortentwicklung der Verpackungsverordnung 

 
 
Sehr geehrte Frau … / sehr geehrter Herr, 

im Zuge der Fortentwicklung der Verpackungsverordnung möchten wir Sie zur Teilnahme an 

einem moderierten Dialog / einem Planspiel einladen. Mit deren Durchführung haben wir das 

Öko-Institut e.V. (Herrn Günter Dehoust) und das Team Ewen (Herrn Dr. Christoph Ewen) 

beauftragt. 

Der Auftakt findet am Donnerstag, den 24. März, von 10.30 bis 16.30 Uhr in den Räumen des 

Umweltbundesamtes, Bismarckplatz 1, 14193 Berlin (Raum 1042) statt. 

Wie Sie dem beiliegenden Dokument zur Struktur des Prozesses entnehmen können, soll der 

Dialog / das Planspiel auf zwei Ebenen stattfinden. Wir möchten Sie daher bitten, 

Vertreterinnen / Vertreter für beide Ebenen zu benennen: 

 eine Person, die im Strategiekreis den Prozess steuernd begleitet; 

 je eine Person, die an den Dialoggruppen zu den beiden Modellvarianten teilnimmt. 

Die Dialoggruppen sollen bevorzugt mit Praktikerinnen und Praktikern aus einzelnen 

Unternehmen, Kommunen oder Verbänden besetzt werden.  

Die Auftaktveranstaltung am 24. März 2011 und die Abschlussveranstaltung am 21. Juni 2011 

sind sowohl für die Mitglieder des Strategiekreises als auch für die Mitglieder der beiden 

Dialoggruppen gedacht. 

Wir möchten Sie bitten, uns schnellstmöglich, spätestens jedoch bis zum 9. März, die Personen 

mitzuteilen, die aus Ihrem Haus an dem Dialogprozess teilnehmen werden. Bitte teilen Sie die 

Namen unseren Auftragnehmern mit (Günter Dehoust, Öko-Institut e.V. / Dr. Christoph Ewen, 

Verband / Institution 
 
Frau / Herr 
 

Straße 
Ort 

Datum: 28.02.2011       . 

Bearbeiter: Franziska Krüger 

Telefon: 0340-2103-3092 

Fax:   0340-2104-3092 

Email: franziska.krueger@uba.de 

Geschäftszeichen: 30727-34 
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team ewen; ce@team-ewen.de ), die anschließend die für den Strategiekreis benannte Person 

um ein telefonisches Vorgespräch bitten. 

Weiterführende Unterlagen, insbesondere die das Planspiel vorbereitenden Gutachten, finden 

Sie unter www.uba.de: 

http://www.uba.de/uba-info-medien/4074.html 

http://www.uba.de/uba-info-medien/4077.html 

http://www.uba.de/uba-info-medien/4072.html 

 

 

Wir würden uns freuen, wenn Sie den Prozess mitgestalten und verbleiben mit freundlichen 

Grüßen 

 

 

 

(Dr. Evelyn Hagenah) 

Leiterin der Abteilung III 1 

Nachhaltige Produkte und Konsummuster, 

Kommunale Abfallwirtschaft 

 

 

 

Anlagen: 

 Struktur und Zeitplan für den geplanten Dialog / das Planspiel 

 Tagesordnung für den 24. März 

 Liste der angeschriebenen Institutionen 
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Anlagen 

Planspiel / moderierter Dialog zur Fortentwicklung der Verpackungsverordnung 

Hier: Struktur und Zeitplan für den geplanten Dialog / das Planspiel 

 

Zielsetzung 

Der moderierte Dialog / das Planspiel soll die Machbarkeit und Umsetzbarkeit der anstehenden 

Neuregelung sicherstellen. Mit der Beteiligung der relevanten Akteure soll die Möglichkeit 

eröffnet werden, bereits im Vorfeld einer Rechtssetzung nicht praktikable Regelungen zu 

erkennen und ggf. Alternativen zu erarbeiten.  

 

Rahmen 

Das Gutachten (TV 2)1 hat vier verschiedene Modelle entwickelt. Daraus haben BMU / UBA 

zwei Modelle extrahiert, die im Dialog diskutiert werden sollen. Der Dialog soll die 

verschiedenen Aspekte dieser beiden Modelle abklopfen und ggf. Modifikationen vorschlagen. 

Es ist nicht notwendigerweise Ziel des Planspiels, dass sich die Gruppe der Akteure am 

Schluss einig ist. Und es wird auch nicht notwendigerweise eines dieser Modelle am Ende in 

Reinform umgesetzt. Wichtig ist, dass die beteiligten Akteure ihr Fachwissen, ihre 

Praxiserfahrung und ihre jeweilige Sichtweise einbringen. Am Ende entscheidet das 

Bundesumweltministerium, welches Konzept es auf der Basis vorliegender Gutachten und der 

Ergebnisse des Dialogs für den Rechtssetzungsprozess auswählt. 

 

Leitplanken 

Im Dialog können durchaus Modifikationen der beiden Modelle angeregt werden, der zentrale 

„Anker“ steht aber nicht zur Debatte. Den zentralen Anker stellt jeweils die zukünftige 

Verantwortlichkeit für die einzusammelnden Abfälle dar: 

 Modell A: Gesamtverantwortung in privater Hand: Die Produktverantwortung wird auf 

stoffgleiche Nichtverpackungen ausgedehnt. Damit sind die Hersteller/Vertreiber von 

Verpackungen und die Hersteller / Vertreiber stoffgleicher Nichtverpackungen 

gemeinsam in der Pflicht. Die Erfassung erfolgt über Duale Systeme. 

                                            
1 Siehe: http://www.uba.de/uba-info-medien/4077.html 
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 Modell B: Geteilte Verantwortung: Es gibt eine geteilte Finanzierung (öffentlich-rechtliche 

Entsorgung / Hersteller und Vertreiber). Die Organisationsverantwortung für die 

Erfassung liegt bei der öffentlich-rechtlichen Entsorgung. 

Die Modelle werden um diese Anker herum konstruiert.  

 

Vorgehensweise 

Der klassischerweise im Vorfeld von Rechtssetzungsaktivitäten angesiedelte Austausch mit den 

– und unter den – Beteiligten wird in eine moderierte und in Teilen auch spielerische Form 

übertragen. Die beteiligten Akteure bringen ihre Kommentare, Erfahrungen und Interessen ein 

und lassen sich zur Klärung dieser Kommentare, zum Testen des besseren Arguments, auf den 

Dialogprozess ein. 

Es wird ein Strategiekreis eingerichtet, der den Prozess begleitet. Zusätzlich werden Dialog-

gruppen aus Praktikerinnen und Praktikern der beteiligten Akteursgruppen gebildet, in denen 

die Modelle besprochen und in Teilen auch durchgespielt werden. Der Strategiekreis, 

bestehend aus 21 „benannten“ Personen sowie Vertretern von BMU / UBA und vom 

Auftragnehmer, trifft sich am 24. März in Berlin und bespricht die grundsätzliche 

Vorgehensweise. Für die Dialoggruppen gemeldete Fachleute / Vertreter der operativen Ebene 

können dazu kommen, sie sitzen bei diesem Termin in der zweiten Reihe. 

 Anfang April findet die erste Dialogrunde statt: 

o Die Dialoggruppen treffen sich am 4. April (Modell A) und am 5. April (Modell B), 

jeweils in Dessau. Die beteiligten Institutionen sollten vorzugsweise 

unterschiedliche Personen in die beiden Dialoggruppen entsenden. Auf Antrag 

können auch einzelne Vertreter weiterer einschlägig relevanter Akteure / 

Akteursgruppen hinzugezogen werden (Begrenzung der Gruppengröße auf 

maximal 30 Personen). 

o Anschließend tagt am 6. April wieder der Strategiekreis, nimmt die vorläufigen 

Ergebnisse zur Kenntnis und beschließt Arbeitsaufgaben, die die Beteiligten in 

der Zeit bis zur nächsten Dialogrunde bearbeiten sollten. 

 Zwischen dem 23. und dem 25. Mai findet eine zweite Dialogrunde statt, die 

entsprechend der ersten Dialogrunde im April ablaufen wird. Auch nach dieser zweiten 

Dialogrunde können noch klärende oder vertiefende Arbeiten stattfinden. 

 Am 21. Juni findet die Abschlussveranstaltung statt, bei der Strategiekreis und 

Dialoggruppen gemeinsam die Ergebnisse des Dialogprozesses fixieren. 
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Teilnehmende 

Für die Teilnahme am moderierten Dialog / Planspiel werden je Kreis / Gruppe 21 Plätze bereit 

gestellt. Zur Besetzung dieser Plätze werden zum einen Spitzengremien, zum anderen 

Einzelverbände angesprochen. Hintergrund sind die Bezüge zur Verpackungsverordnung und 

zu einer zukünftigen Wertstofftonnenregelung. 

Für die Besetzung der je 21 Plätze in den beiden Dialoggruppen regen BMU / UBA an, dass die 

Breite der Praxis abgedeckt werden soll. So sollten beispielsweise von der kommunalen Seite 

aus Städte und Landkreise, sowie große und kleine Kommunen vertreten sein. Bei der 

Entsorgungswirtschaft wäre darauf zu achten, dass die Aspekte Einsammlung, Sortierung und 

Aufbereitung vertreten sind.  
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Kontakt 

 

Beim Auftraggeber 

 

 

 

 

 

 

 

Beim Auftragnehmer 

 
team ewen 

Dr. Christoph Ewen 

Ludwigshöhstraße 31 

64285 Darmstadt 

Tel.: 06151-950485-13 

Mail: ce@team-ewen.de 

www.team-ewen.de 

Öko-Institut e.V. 

Günter Dehoust 

Rheinstraße 95 

64295 Darmstadt 

06151-8191-0 

Mail: g.dehoust@oeko.de 

www.oeko.de  

Bundesministerium für Umwelt, 

Naturschutz und Reaktorsicherheit 

Thomas Schmid-Unterseh 

Postfach 12 06 29 

53048 Bonn 

Mail: thomas.schmid-

unterseh@bmu.bund.de 

Umweltbundesamt 

Dr. Franziska Krüger 

Wörlitzer Platz 1 

06884 Dessau-Roßlau 

Tel.: 0340-2103-3092 

Mail: franziska.krueger@uba.de 

www.uba.de 
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Anlagen 

Planspiel / moderierter Dialog zur Fortentwicklung der Verpackungsverordnung 

Hier: Tagesordnung für den 24. März 

 

Ort:   UBA, Bismarckplatz 1, 14193 Berlin, Raum 1042 

 

10.30 Begrüßung durch BMU / UBA: 

 Ziel des Prozesses, Umgang mit den Ergebnissen, Rahmenbedingungen, Modelle 

 

11.00 Fragen an den Auftraggeber – politische Rahmenbedingungen, Modelle … 

 

11.45 Auftragnehmer: Ablauf des Prozesses und Regeln  

 

12.00 Fragen zum Ablauf und zu den Regeln des Prozesses 

 

12.30 Mittagspause  

 

13.30 Auftragnehmer: im Planspiel zu klärende Fragen 

 

14.00  Sammlung und Strukturierung von Fragen in Kleingruppen (jeweils auf Basis eines 

Vorschlags durch AN/AG)  

 

15.15 Zusammentragen der Ergebnisse (z.B. Galerie, „Vernissage“ der Flipcharts) 

 

16.00 Verabredungen für den weiteren Prozess 
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Anlagen 

Planspiel / moderierter Dialog zur Fortentwicklung der Verpackungsverordnung 

Hier: Liste der angeschriebenen Institutionen 

Institution Anzahl Plätze 

Strategiekreis / 

Dialoggruppen 

Bundesvereinigung der kommunalen Spitzen-

verbände (Deutscher Städtetag, Deutscher Städte- 

und Gemeindebund, Deutscher Landkreistag; 

jeweils 1 Platz) 

3 

Verband kommunale Abfallwirtschaft und 

Stadtreinigung im VKU (VKS im VKU) 

2 

Bundesverband der Deutschen Entsorgungs-, 

Wasser- und Rohstoffwirtschaft (BDE) 

2 

Bundesverband Sekundärrohstoffe und Entsorgung 

(bvse) 

2 

Gemeinsame Stelle dualer Systeme 2 

Handelsverband Deutschland (HDE) 1 

Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI) 1 

Markenverband 1 

Arbeitsgemeinschaft Verpackung und Umwelt 

(AGVU) 

1 

Bundesvereinigung der deutschen Ernährungs-

industrie (BVE) 

1 

Industrievereinigung Kunststoffverpackungen (IK) 1 

Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA) 2 

Deutscher Naturschutzring (DNR) 1 

Verbraucherzentrale Bundesverband (vzbv) 1 



1 | Planspiel Fortentwicklung VerpackVO – 24. März 2011

2 | Planspiel Fortentwicklung VerpackVO – 24. März 2011

Tagesordnung heute



3 | Planspiel Fortentwicklung VerpackVO – 24. März 2011

Auftrag und Rollenteilung

4 | Planspiel Fortentwicklung VerpackVO – 24. März 2011

Schwerpunkte Öko-Institut e.V.



5 | Planspiel Fortentwicklung VerpackVO – 24. März 2011

Schwerpunkte von team ewen

6 | Planspiel Fortentwicklung VerpackVO – 24. März 2011

Teilnehmende heute



7 | Planspiel Fortentwicklung VerpackVO – 24. März 2011

Kategorien an Teilnehmenden

8 | Planspiel Fortentwicklung VerpackVO – 24. März 2011

Gliederung des Vortrags



9 | Planspiel Fortentwicklung VerpackVO – 24. März 2011

Zum Planspiel aus Sicht der AN

10 | Planspiel Fortentwicklung VerpackVO – 24. März 2011

Zumutung für die Teilnehmenden …



11 | Planspiel Fortentwicklung VerpackVO – 24. März 2011

Ablauf

Der Termin 
wurde geändert!

12 | Planspiel Fortentwicklung VerpackVO – 24. März 2011

Aufgaben der Gruppen



13 | Planspiel Fortentwicklung VerpackVO – 24. März 2011

Aufgaben der Gruppen

14 | Planspiel Fortentwicklung VerpackVO – 24. März 2011

Konkreter Ablauf Dialoggruppen



15 | Planspiel Fortentwicklung VerpackVO – 24. März 2011

Konkreter Ablauf Strategiekreis

16 | Planspiel Fortentwicklung VerpackVO – 24. März 2011

Regeln Planspiel



17 | Planspiel Fortentwicklung VerpackVO – 24. März 2011

Beispiele für zu besprechende Fragen

18 | Planspiel Fortentwicklung VerpackVO – 24. März 2011

Beispiele für zu besprechende Fragen



19 | Planspiel Fortentwicklung VerpackVO – 24. März 2011

Wann ist das Planspiel erfolgreich?

20 | Planspiel Fortentwicklung VerpackVO – 24. März 2011

Kleingruppen heute nachmittag
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Planspiel / moderierter Dialog zur Fortentwicklung der 
Verpackungsverordnung 

Anwesenheitsliste beim Strategiekreis vom 24. März 2011 
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 3 
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Planspiel / moderierter Dialog zur Fortentwicklung der Verpackungs-
verordnung 

 

Fotos der Wände, Strategiekreis, 24. März 2011 

 

Gruppen 1 und 2: 

Hier konnten Fragen zu den beiden Modellen gestellt und beantwortet werden. Es wurden 

keine Fragen notiert. 

 

Gruppe 3: 

Um welche Produkte und Produktgruppen für stoffgleiche Nicht-verpackungen geht es, 

und was spricht aus technischen Gründen für oder gegen die Erfassung in einer 

Wertstofftonne?  
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Gruppe 4: Welche Fragen gibt es im Zusammenhang mit der Ausweitung der 

Produktverantwortlichkeit auf stoffgleiche Nichtverpackungen? 
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Gruppe 5: 

Welche Fragen gibt es im Zusammenhang mit der kommunalen Verantwortlichkeit für die 

Sammlung?  
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Gruppe 6: Weitere Fragen  

 



Planspiel 

2 Dialogrunde 4. bis 6. April 2011 

2.1 Konzept Planspiel 

2.2 Zusammenstellung der ausgewählten Fragen 

2.3 Vorläufige Zusammenfassung der Zwischenergebnisse 

2.4 Dokumentation 
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Planspiel / moderierter Dialog zur Fortentwicklung der 
Verpackungsverordnung 

 

 

Konzept für die erste Planspielrunde vom 4. bis 6. April 2011 
Stand 31.3.2010 

 

1. Ablauf 

Dialoggruppen A und B (10.30-18.00) 

TOP 1: Präsentation und erste Debatte der Modelle  

TOP 2: Einführung in die Planspielmethodik 

TOP 3: Diskussion der zentralen Fragen  

TOP 4: Planspiel  

 Teil 1 

 Teil II  

TOP 4: Reflektion der Planspielergebnisse  

TOP 5: Verständigung über die weitere Arbeit am Modell  

Pausen werden im Verlauf des Tages angeboten. 

 

Strategiegruppe 

TOP 1: Vorstellung der Ergebnisse der Dialoggruppen 

TOP 2: Reflektion der Ergebnisse 

TOP 3: Klärung modellübergreifender Fragen 

TOP 4: Verständigung über die weitere Arbeit 
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3. Zielsetzung der Planspiele 

Eingehend auf die Frage nach den Bewertungskriterien wird davon ausgegangen, dass alle 

Beteiligten sich dem folgenden Zielkanon anschließen und eine Bewertung der Modelle 

nach folgenden Kriterien erfolgen sollte: 

 Nutzung stofflicher Ressourcen / ökologische Effektivität (hochwertiges 

Recycling), 

 Volkswirtschaftliche Effizienz (Zielerreichung bei möglichst geringen Kosten), 

 Praktikabilität (Umsetzbarkeit, Anwendungsfreundlichkeit für Verbraucher, 

Hersteller, Inverkehrbringer, Entsorger und Kommunen), 

 Fairness (keine Verletzung elementarer Interessen von Beteiligten, einheitliche 

wettbewerbliche Rahmenbedingungen), 

 Rechtssicherheit (klare Rahmenbedingungen). 

 

4. Aufgabe der Planspiele 

Die Dialoggruppe als Ganze bekommt für das Planspiel (bzw. für den jeweiligen Teil des 

Planspiels) die Aufgabe, zu unter einer Überschrift (Oberfrage) zusammengestellten (Teil-)-

Fragen Lösungsansätze, Antworten, Bedingungen und sonstige Erwägungen zu sammeln und 

abzuwägen. Dies geschieht über eine Bearbeitung innerhalb von Kleingruppen, der dann ein 

Austausch zwischen den Kleingruppen folgt.  

Das Ergebnis der Planspielteile wird wie folgt aussehen: 

Fragestellung Oberfrage 1 

Kleingruppe / Frage Kleingruppe 1 Kleingruppe 2 Kleingruppe 3 Kleingruppe 4 gemeinsame Sichtweise 

Teilfrage 1.1 … … … … … 

Teilfrage 1.2 Jeweilige Lösungsansätze und konkrete Anforderungen an die Machbarkeit  

Teilfrage 1.3 … … … … … 

Teilfrage 1.4 … … … … … 

Dabei ist wichtig, dass  

 die Kleingruppen ihre Antworten und Bedingungen jeweils für sich formuliert 

haben, 

 sie diese den anderen Kleingruppen mitgeteilt / präsentiert haben, 

 sie eine Rückmeldung von den anderen Kleingruppen dazu bekommen haben, 

 alle Kleingruppen die Möglichkeit hatten, ihre jeweiligen Antworten und Bedin-

gungen unter dem Eindruck dessen, was sie gehört haben (Positionen der anderen 

Kleingruppen, Rückmeldungen zu den eigenen Positionen) zu reformulieren; 

 die Möglichkeit besteht, gemeinsame Punkte zu formulieren. 
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Die Oberfragen werden durch die Dialoggruppen zu Beginn des Tages priorisiert und dann 

in der priorisierten Reihenfolge bearbeitet. Nach dem ersten Planspiel-Tag wird Bilanz 

gezogen, wie weit man gekommen ist, welche Fragen noch offen sind, bzw. neu dazu 

gekommen sind. Und was ggf. in der Zwischenzeit bis zur nächsten Runde geklärt / 

erarbeitet werden kann. 

 

5. Planspielregeln 

 Für die Dauer des Planspiels sind die Teilnehmenden Mitglieder einer festen 

Kleingruppe; 

 Das Planspiel findet in Runden von jeweils 20 Minuten statt. Innerhalb dieser Run-

den bestehen folgende Möglichkeiten 

o Die Kleingruppen arbeiten für sich (Strategiebesprechung, Auswertung von 

Konferenzen, Erarbeitung von Konzepten). 

o Die Kleingruppen entsenden „Botschafter“, die sich mit „Botschaftern“ 

anderer Gruppen treffen können. 

o Die Kleingruppen treffen sich zu Konferenzen mit anderen Kleingruppen 

(es gibt 2-er, 3-er und 4-er Konferenzen). 

 Über Konferenzen gibt es ein kurzes Protokoll. Die Konferenzen klären jeweils zu 

Beginn, wer dieses Protokoll verfasst. Die Protokolle werden zum Ende der Plan-

spielrunde der Planspielleitung zur Verfügung gestellt. 

 Die Aktivitäten in den ersten drei Runden sind vorgegeben. Bezüglich der vierten 

bis sechsten Runde können die Kleingruppen selbst entscheiden, ob sie interne 

Gespräche führen wollen, oder ob sie sich zu Konferenzen treffen wollen. 

 Konferenzen müssen bei der Planspielleitung beantragt werden. Die Planspiel-

leitung entscheidet, wann und wo die Konferenzen stattfinden. 

 Konferenzen zwischen den Kleingruppen werden von der Plansspielleitung 

moderiert. 

 Zwischen den einzelnen Planspielrunden finden 2-minütige Pausen statt, in denen 

Protokolle und Anträge übergeben werden können und Ortswechsel stattfinden 

können. 

 Die Planspielleitung kann auf verschiedene Art und Weise intervenieren. Sie kann 

Konferenzen auch von sich aus einberufen, sie kann nicht im Planspiel vorhandene 

Akteure einführen und Aktivitäten dieser Akteure einbringen. 

 Die Ergebnisse des Planspiels werden auf vorbereiteten Bögen schriftlich 

festgehalten (siehe 4.). 
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6. vorbereitende Einteilung der Kleingruppen  

Zur Vorbereitung des Planspiels erfolgt eine Aufteilung in Kleingruppen. Es werden 

jeweils vier Kleingruppen gebildet, die für die Dauer des Spiels zusammen bleiben. 

 

Kleingruppe Inverkehrbringer 

/ Hersteller 

Gesellschaft-

liches Interesse 

Private 

Entsorgung 

Öffentlich-

rechtliche 

Entsorgung 

Akteure HDE, BDI, 

Markenverband, 

IK, BVE, AGVU  

LAGA, DNR, 

vzbv 

Duale Systeme 

plus private 

Entsorger 

Kommunale 

Spitzenverbände, 

VkU  

 

Diese Einteilung kann ggf. im Dialog modifiziert werden. 

 

 

7. Aufgaben für die Kleingruppen  

Aufgabe der Kleingruppen ist es, 

o ihre Perspektiven, Interessen und Anforderungen ins Spiel einzubringen und 

Lösungsmöglichkeiten vorzuschlagen, 

o die Sichtweisen, Interessen und Antworten der anderen Akteursgruppen zu 

verstehen, 

o und ggf. Wege zu entwickeln, die fundamentalen Interessen der einzelnen 

Akteursgruppen zu berücksichtigen 

o und zwar jeweils am praktischen Beispiel bzw. mit Verweis auf die Praxis. 

In den folgenden Tabellen wird der jeweilige Fokus der Gruppen beschrieben, wie er sich 

aus Sicht der Auftragnehmer darstellt. 

Dabei handelt es sich um Formulierungsvorschläge, die von den Kleingruppen modifiziert 

werden können. 



 

 5 

 

Dialoggruppe A 

Gruppe Inverkehrbringer / 

Hersteller 

Gesellschaft-

liches Interesse 

Private 

Entsorgung 

Öffentlich-rech-

tliche Entsorgung 

Fokus Abgrenzung der 

Produktgruppen als 

Rahmen für die 

Ausweitung der 

Produktverantwortung  

Vermeidung von 

Trittbrettfahren, 

ökologische und 

volkswirtschaftl. 

Effizienz, 

Verständlichkeit 

für die Bürger 

Durchführung 

von 

Abrechnung, 

Lizenzierung 

und Entsorgung 

Auswirkungen auf 

die kommunale 

Entsorgung 

 

Dialoggruppe B 

Gruppe Inverkehrbringer 

/ Hersteller 

Gesellschaft-

liches Interesse 

Private 

Entsorgung 

Öffentlich-

rechtliche 

Entsorgung 

Fokus Problemlösung 

Trittbrettfahrer, 

Eigenrücknahmen  

Klärung von 

Streitfällen. Wie 

kann eine 

Schlichtung 

funktionieren? 

Wie kann eine 

Zusammenarbeit 

mit den 

Kommunen 

aussehen? 

Wie kann die 

Schnittstelle zu 

den DS am 

besten definiert 

werden? 

 

 

8. Konkreter Ablauf der Teil-Planspiele 

 

Planspielrunde  Was findet in der Runde statt? 

1 Klärung des Fokus der Kleingruppe; Formulierung 

möglicher Antworten und Bedingungen auf die 

gestellten Fragen aus Sicht der Kleingruppe 

2 Konferenz aller Beteiligten 

3 Reflektion des Gehörten 

4 

5 

6 

Möglichkeiten zu kleinen und großen Konferenzen 
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9. Ablauf des Strategiekreis am 6. April 2011 

Die Ergebnisse der Planspielrunden werden von der Geschäftsstelle während des Verlaufs 

dokumentiert und an Wänden visualisiert. So können die Teilnehmenden am 6. April den 

Verlauf des Planspiels nachvollziehen. 

 

1. Visualisierung und Bericht über den Verlauf des Planspiels der beiden Dialoggruppen 

 

2.  Reflektion der Ergebnisse 

Ziel ist eine Beantwortung der folgenden Fragestellungen: 

 Was sind die Erkenntnisse aus den Planspielen?  

 Sind die im Planspiel gewonnenen Erkenntnisse realistisch? 

 Welche Aspekte wurden noch nicht / noch zu wenig betrachtet? 

 

3. Bearbeitung übergreifender Fragestellungen, die über den Fokus der einzelnen 

Dialoggruppen hinausgehen. 

 

4. Ausblick 

 Was kann in der Zwischenzeit bis zum nächsten Planspiel in den einzelnen 

Institutionen bearbeitet werden? 

 Was sollte Gegenstand des zweiten Planspiels sein? 

 

10. Fragen 

Hierzu liegt ein gesondertes Papier bei. Die unter A und B formulierten Fragen sollen in 

den Dialoggruppen, die unter C formulierten Fragen im Strategiekreis bearbeitet werden. 

Unter A und B finden sich jeweils fünf Oberfragen. Es wird davon ausgegangen, dass in 

der ersten Planspielrunde jeweils zwei Oberfragen bearbeitet werden. 
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Planspiel / moderierter Dialog zur Fortentwicklung der 
Verpackungsverordnung 

 

Vorschlag für zu bearbeitende Fragen –  unterschieden nach 
Dialoggruppen (A, B) und Strategiekreis (C)  
Stand 31.3.2011 

 

A Fragen zu Modell A (Ausweitung der Produktverantwortung) 
 

A.1 Zuordnung / Definition / Abgrenzung / Lizenzierung für stoffgleiche 
Nichtverpackungen  

1. Wie können stoffgleiche Nichtverpackungen (StNVP), die zu lizenzieren sind, 

eindeutig (rechtssicher) definiert und abgegrenzt werden (Produktgruppen, Ab-

messungen, Materialgruppen, ….)? 

2. Wie soll die Zuordnung/Lizenzierung im Detail erfolgen? 

• Wie soll der Stoffgruppenkatalog definiert werden? (Bezugssystem 

Warenklassifikation, Ausschlüsse - ?) 

• Wie wird bei einem Verwertungserlös für teure Materialien verfahren? 

• Wer finanziert die schon im Markt befindlichen Produkte in der Übergangszeit? 

• Wie werden die Kosten für längerlebige Produkte umgelegt? 

 
A.2 ökologische Standards (Verwertungsanforderungen) 

1. Wie wird die ökologische Effizienz des Systems sicher gestellt?  

• Braucht man Verwertungsanforderungen für die StNVP?  

• Soll es spezifische Quoten für einzelne Materialien geben? 

• Wie können Quoten für StNVP hergeleitet werden (sind neben 

Verwertungsquoten Erfassungsquoten erforderlich?)? 

• Unterscheiden sich die notwendigen ökologischen Standards für StNVP bei den 

beiden Modellen?  

• welche Anforderungen sind an Mengenstromnachweise (MSN) zu stellen? 

• wie kann der behördliche Vollzug hinsichtlich Kontrolle von MSN entlastet 

werden?  

2. Wie wird das Ausschleusen von Wertstoffen (cherry-picking) verhindert? 
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A.3 Abstimmung / Zusammenarbeit mit Kommunen 

1. In welcher Form soll die Abstimmung mit der Restabfallentsorgung erfolgen? 

• Ist bei der Einführung von gesondertem Beratungsaufwand auszugehen (Neben-

entgelte)? 

• Kann die Behältergestellung bei den örE bleiben, um Transaktionsaufwand bei 

Vertragspartnerwechsel zu minimieren? 

 
 
A.4 Ausschreibung und Durchführung der Entsorgung  

1. Wie organisieren die Dualen Systeme die Ausschreibung der Entsorgung unter 

Berücksichtigung der rechtlichen Anforderungen an Wettbewerb? 

2. Welche Vorteile könnte die Ausschreibung durch eine neutrale Stelle bringen und 

wie könnte sie funktionieren?  

• Wie müssten die Schnittstellen einer neutralen Stelle zu den Dualen Systemen und 

den Kommunen organisiert werden? 

• Kann die Ausschreibung durch eine neutrale Stelle so organisiert werden, dass die 

(rechtlichen) Anforderungen an Wettbewerb erfüllt werden? 

• Wie können örE bezüglich der Sammlung und Kommunikation mit den Bürgern 

ihre Interessen (Abstimmung mit kommunalem Sammelsystem) einbringen? 

 

A.5 Anfallstellen (Haushalte, Kleinbetriebe …)  

1. Soll bei der Abgrenzung der Produkte der Bezug auf Anfallstellen beibehalten 

werden? 

2. Wie werden die verschiedenen Anfallstellen (Haushalte, Kleinbetriebe …) einbe-

zogen? 

• Hängt die Frage der Einbeziehung der Anfallstellen von der Wahl des Modells ab?  

• Was passiert mit Produkten, die nicht beim Endverbraucher anfallen? Z.B. solche 

die nicht verkauft werden / vom Gewerbe entsorgt werden (Ladenhüter, ..) 

• Wie werden unterschiedliche Kosten zwischen den DS in Abhängigkeit der 

Anfallstellen ausgeglichen?  
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B Fragen zu Modell B (Kommunale Sammlung und Aufteilung der 

Sortierung / Verwertung) 

 

B.1 Aufteilung der Stoffströme  

1. Wie erfolgt die Aufteilung und Übergabe der Stoffströme (Wertstoffe) zwischen 

den ca. 450 örE und den Dualen Systemen? 

• Wie werden die Anteile an Verpackungen und StNVP am Sammelgemisch 

ermittelt? 

• Soll die Aufteilung der Anteile in der Wertstofftonne zwischen örE und DS vor 

oder nach der Sortierung erfolgen? 

• Wie werden die Berechnungsgrundlagen für die Vergütung erstellt (z.B. flexibel 

nach Sortieranalysen)? 

2. Wie bzw. nach welchem Schlüssel werden die StNVP bzw. die entsprechenden 

Anteile am Sammelgemisch zwischen den einzelnen DS bei der Übernahme zur 

Sortierung aufgeteilt? 

3. Wer klärt Streitfälle bei der Aufteilung und der Höhe der Kosten für Sammlung 

und Sortierung und wie? (Schlichtung?) 

 

B.2 Ausschreibung 

1. Wie können Sammlung, Sortierung und Verwertung praktikabel beauftragt und 

durchgeführt werden? 

2. Muss die Sammlung ausgeschrieben werden? 

• Werden im Rahmen einer Ausschreibung Inhouse-Geschäfte zugelassen?  

• Wie werden ggf. Inhouse-Geschäfte geregelt? 

• Wie sollen im Fall der Zulassung der Eigensammlung durch Kommunen die 

Anforderungen an den Wettbewerb gewährleistet werden (Sicherstellung 

ökologische und ökonomische Optimierung)?  

• Wie erfolgt die Kostenkontrolle (Wirtschaftliche Sammlung!)? 

• Wie wird, insbesondere im Falle von Inhouse-Vergaben, eine Quersubventionie-

rung ausgeschlossen?  

• Können sich kommunale Betriebe bei der Ausschreibung anderer Kommunen 

beteiligen? 

• Ist bei der(n) Ausschreibung(en) das Vergaberecht vollständig umzusetzen? 
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B.3 Finanzierung 

1. Wie soll das Finanzierungskonzept umgesetzt werden? 

• Wie erfolgt ggf. die Berechnung von Standardkosten für die Erfassung, für die 

Sortierung? 

• Erfolgt ein finanzieller Ausgleich an die Kommune, da LVP tendenziell weniger 

werthaltig sind als die StNVP? 

• Wie erfolgt eine ggf. erforderliche Neuklärung von Nebenentgelten für Leistungen 

von Kommunen (Information und Beratung der Bürger, Glascontainer etc.)?  

• Wie können (sollen) Wertschöpfungsketten geschaffen werden, die Investitionen 

bzw. die Bereitschaft zu Investitionen sicherstellen?  

 

B.4 Kontrolle und Transparenz des Systems 

1. Wie wird die Kontrolle des Systems organisiert? 

• Wer kontrolliert und sanktioniert die Einhaltung der rechtlichen Vorgaben? 

Weiterhin die Länder? 

• Könnte eine beliehene Stelle die Länder bei der Kontrolle entlasten (bzw. diese 

ganz übernehmen)? 

• Kann die Kontrolle auch ohne hoheitliche Befugnisse, über Eigenverantwortlich-

keit und Eigenkontrolle geschehen?  

• Wer würde für die Nichteinhaltung von Quoten verantwortlich gemacht, der 

Sammler (örE) oder der Sortierer (DS)? 

• Wie wird der Nachweis für die Einhaltung von Quoten bei längerlebigen Produk-

ten erbracht?  

• Welche Kontrollmöglichkeiten haben die Dualen Systeme und die Inverkehrbrin-

ger (bzw. die Öffentlichkeit), dass die örE wirtschaftlich arbeiten oder ausschrei-

ben? 

• Wie wird sichergestellt, dass den Bürgern flächendeckend ein einfaches, handhab-

bares und medial vermittelbares System bereitgestellt wird?  

• Wie wird Transparenz sichergestellt? 

 

B.5 Überlassungspflichten/Selbstverwaltung 

1. Wie könnte die Sammlung der Wertstoffe durch die Kommunen ohne Überlas-

sungspflichten organisiert werden? 

2. Soll die Wertstofftonne als Holsystem verpflichtend für alle örE eingeführt 

werden? 
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C Fragen für den Strategiekreis 
 
C.1 Fragen aus der Praxis der Verpackungsverordnung 

1. Wie kann man das Trittbrettfahrerproblem reduzieren? 

2. Sollen Ausnahmetatbestände (wie Eigenlösungen, Branchenlösungen) abgeschafft 

werden? Wenn ja, wie sollte die Regelung ausgestaltet werden? 

3. Wie löst man aktuelle Probleme der Abgrenzung zwischen Haushalten, Industrie 

und Kleingewerbe als Voraussetzung zur Durchspielung der Modelle? 

4. Ist der DIHK als Hinterlegungsstelle die richtige Adresse? 

 

C.2 Ausschreibung 

1. Welche Leistungen müssen ausgeschrieben werden? 

2. Muss die Sortierung ausgeschrieben werden oder darf derjenige, der für die 

Sammlung zuständig war, selbst sortieren? 

3. Wer soll die Ausschreibung durchführen? 

4. Welche Anforderungen sind an eine diskriminierungsfreie Ausschreibung zu 

stellen? 

 

C.3 Einbeziehung der Bevölkerung, Information 

1. Welche Kriterien sind für eine verbraucherfreundliche Definition der Stoffgruppen 

relevant? 

• Sollte es eine Kennzeichnungspflicht geben? 

• Wie können die Definitionen der Stoffgruppe vermittelt werden (Öffentlichkeit 

und Behörden)? 

• Wie kann die Gruppe der StNVP positiv benannt werden? 

2. Wie kann dem Verbraucher die Bedeutung des Systems (Rohstoffquelle, volks-

wirtschaftlicher Nutzen) verständlich gemacht werden? 



1 | Planspiel Fortentwicklung VerpackVO – 06. April 2011

2 | Planspiel Fortentwicklung VerpackVO – 06. April 2011

Modell A: 1. Zuordnung / Definition / 
Abgrenzung StNVP
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Modell A: 1. Zuordnung / Definition / 
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Modell A: 1. Zuordnung / Definition / 
Abgrenzung StNVP
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Modell A: 4. Ausschreibung und 
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Modell B: 2. Ausschreibung
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Aufgaben bis zur 2. Spielrunde im Mai



  

 



  

 



  

 

 



  

 



  

 

 

 

 



  

 

 

 



  

 

 



  



  



  



  



  



  



  



  



  

 

 

 

 

 

 



  

 

 

 

 

 

 

 

 

- 

- 

- 



  

 

- 

 

 



  

 

 

 



  

 

 

 

 

 

 



Planspiel 

3 Dialogrunde 23. bis 25. Mai 2011 

3.1 Beiträge der Teilnehmenden im Vorfeld 

AGVU 

BDE zu Ausschreibungsmodellen 

BDE zum Lizenzierungssystem 

bvse zu Aufgaben der neutralen Stelle 

Gemeinsame Stelle dualer Systeme zu Ausschreibung 

HDE  

Kleingruppe duale Systeme / private Entsorger zu Trittbrettfahrer /Lizenzierungslücke 

öffentlich-rechtliche Entsorger zu Modell A 

öffentlich-rechtliche Entsorger zu Modell B 

duale Systeme zu Verwertungsquoten 

DNR zu ökologische Qualitätsstandards für Sammlung, Sortierung, Verwertung 

3.2 Einladung, Konzept und Dokumentation 

Ablauf 

Vorläufige Zusammenfassung der Zwischenergebnisse 

Dokumentation 
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Aufgaben der zentralen beliehenen Stelle aus Sicht des bvse e.V. (Planfall A) – 

Stand Mai 2011 
 

 
 
 

1. Registrierungsstelle für alle Verpackungen und stoffgleiche Nichtverpackungen der 
Inverkehrbringer (Systembeteiligte und Branchenlösungen) 
 
 

2. Genehmigung und Überprüfung von Branchenlösungen, verbindliche Festlegung von 
anrechnungsfähigen Verpackungsmengen bei Branchenlösungen. 

 
 

3. Meldestelle für alle Lizenzierungsmengen der Dualen Systeme differenziert nach 
Systembeteiligung und Branchenlösung. 

 
 

4. Entgegennahme und Prüfung der Mengenbilanzen und Vollständigkeitserklärungen. 
 
 

5. Sicherstellung von diskriminierungsfreiem Wettbewerb durch kleinteilige, getrennte 
Ausschreibung und Vergabe von Sammlung und Sortierung/ 
Verwertung. 

 
 

6. Kontrolle und Verfolgung von Verstößen der Beteiligten (Inverkehrbringer, Duale 
Systeme, Leistungserbringer etc.). 

 
 
7. Entscheidung über strittige Fragen (z.B. Auslegungsfragen Anfallstellen). 

 



18. Mai 2011 

 

 

 

Gemeinsame Stelle dualer Systeme 
Deutschlands GmbH 
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des Umweltbundesamts 
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Fortentwicklung der Verpackungsverordnung 
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A. Einleitung 

 

Dieses Thesenpapier wurde im Kreis der Betreiber Dualer Systeme 

(„Systembetreiber“ oder „Duale Systeme“) für das Planspiel des 

Umweltbundesamtes zur Fortentwicklung der Verpackungsverordnung erstellt. Das 

Thesenpapier nimmt zu wesentlichen Fragen der Ausschreibung und Durchführung 

der Entsorgung aus Sicht der Systembetreiber Stellung. 

 

Die nachfolgend unter Abschnitt B. und C. dargestellten Thesen geben die 

Positionen der weit überwiegenden Mehrheit der Systembetreiber wieder. 
 
 

B. Thesen zu Modell A 

 

1. Pflicht zur Ausschreibung der Erfassung 

 

Die Systembetreiber gehen zunächst davon aus, dass sie nach der 

geltenden Rechtslage zu einer Ausschreibung der Erfassung von bei den 

privaten Endverbrauchern anfallende Verkaufsverpackungen verpflichtet 

sind. Die Ausschreibungspflicht folgt zum einen aus dem Kartellrecht, zum 

anderen normiert die Verpackungsverordnung als wesentliche Aufgabe der 

Gemeinsamen Stelle die wettbewerbsneutrale Koordination der 

Ausschreibungen.  

 

2. Keine Pflicht zur Ausschreibung der Sortierung 

 

Nach Auffassung der Systembetreiber besteht nach gegenwärtiger 

Rechtslage weder kartellrechtlich noch verpackungsrechtlich eine Pflicht 

zur Ausschreibung der Sortierung von Verkaufsverpackungen. Die 

Systembetreiber sprechen sich auch für die Zukunft gegen eine solche 

Ausschreibungspflicht aus.  

 

Durch eine Pflicht zu einer gemeinsamen Ausschreibung von Erfassungs- 

und Sortierleistungen würden vornehmlich kleinere 

Entsorgungsunternehmen im Wettbewerb benachteiligt, die nur die 

Erfassung, nicht aber auch die Sortierung anbieten.  
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Eine gebündelte Ausschreibung der Sortierung erscheint auch nicht 

ökonomisch geboten, da es bei der Sortierung anders als bei der Erfassung 

keine „Bottleneck“-Situation gibt. Jedes System kann die jeweilige 

Infrastruktur für die Sortierung selbst wählen und die Sortierung der ihm 

zugeteilten Verpackungsmenge allein frei durchführen und vergeben. Den 

Systembetreibern würde zudem ein wesentliches Differenzierungsmerkmal 

im Wettbewerb entzogen, wenn es ihnen verwehrt würde, ihren jeweiligen 

Vertragpartner für die Sortierung selbst zu wählen und sie stattdessen 

gezwungen wären, einen einheitlichen, im Wege der Ausschreibung 

ermittelten Vertragspartner für die Sortierung zu beauftragen. Durch eine 

Ausschreibungspflicht auch für die Sortierung würde somit der Wettbewerb 

nicht belebt, sondern vielmehr erheblich beeinträchtigt. 

 

3. Zuständigkeit für die Ausschreibungen 

 

Im Modell A liegt die Organisationsverantwortung für die Erfassung, 

Sortierung und Verwertung bei den Dualen Systembetreibern. Die 

Ausschreibung der Erfassung kann  

 

(i) entweder durch einen als Ausschreibungsführer ausgewählten 

Systembetreiber durchgeführt werden; ein solches Konzept der 

Zuweisung einer Ausschreibungsführerschaft auf der Grundlage 

eines Ausschreibungsvertrages ist von acht der neun 

Systembetreiber umgesetzt worden und wird gegenwärtig 

praktiziert (vgl. dazu nachfolgend aa); 

 

(ii) oder durch eine neutrale Stelle vorgenommen werden, wie dies im 

Rahmen des Planspiels angedacht wird (vgl. dazu nachfolgend 

bb). 

 

Nach Abwägung der Vor- und Nachteile sprechen sich die am 

Ausschreibungsvertrag beteiligten Systembetreiber gegen eine 

Ausschreibung durch eine neutrale Stelle aus und befürworten stattdessen 

die Ausschreibung durch einen Systembetreiber im Wege der Zuweisung 

einer Ausschreibungsführerschaft. 
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a) Ausschreibung durch ein Duales System als 

Ausschreibungsführer 

 

aa) Erläuterung des Modells der Ausschreibungs-

führerschaft 

 

Das gegenwärtig praktizierte Modell der 

Ausschreibungsführerschaft auf der Grundlage eines 

Ausschreibungsvertrages steht im Einklang mit der 

geltenden Rechtslage. Es erfüllt die Anforderungen der 

VerpackV und führt, wie das Bundeskartellamt in einem 

Fallbericht vom 18. April 2011 (vgl. Fallbericht vom 

18. April 2011, Aktenzeichen B4-152/07, abzurufen auf 

der Internet-Seite des Bundeskartellamts unter 

www.bundeskartellamt.de) dargelegt hat, zu einer 

wesentlichen Verbesserung der 

Wettbewerbsbedingungen. 

 

Grundlage des gegenwärtig praktizierten Modells ist ein 

„Vertrag über die Koordination der Ausschreibung der 

Erfassungsleistungen im Bereich LVP und Glas“, der im 

November 2010 zunächst von drei Systembetreibern 

unterzeichnet wurde und dem mittlerweile acht der neun 

Systembetreiber angeschlossen sind.  

 

Mit dem Ausschreibungsvertrag ist ein Systemwechsel in 

der Organisation der Verpackungssammlung durch die 

Systembetreiber vorgenommen worden. Das bisherige 

System der Erfassung vor Abschluss des 

Ausschreibungsvertrags war durch eine Form der 

Mitbenutzung gekennzeichnet, bei der die 

Systembetreiber den jeweils von dem Systembetreiber 

Der Grüne Punkt - Duales System Deutschland GmbH 

(„DSD“) ausgewählten Erfassungsdienstleister anteilig 

beauftragten. Den Systembetreibern wurde eine 

bundesweit gleichmäßige Menge und ein entsprechender 

Beauftragungsanteil gemäß den im Rahmen eines 

Mengenermittlungsvertrags ermittelten jeweiligen 
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Marktanteilen zugewiesen. Die gleichmäßige Verteilung 

der Mengen und Beauftragungsanteile führte zu einer 

Vergemeinschaftung der Erfassungskosten und schränkte 

die Anreize zur Rationalisierung der Erfassung ein.  

 

Insbesondere auf Betreiben des Bundeskartellamts wurde 

daher das sog. „50 plus x“-Modell entwickelt, nach 

welchem dem Ausschreibungsführer in dem ihm 

zugelosten Entsorgungsgebiet die 

Hauptkostenverantwortung für die Erfassungsmengen in 

diesem Gebiet zugewiesen wird. 

 

Die einzelnen Ausschreibungsgebiete im Modell der 

Ausschreibungsführerschaft werden den 

Systembetreibern - jeweils getrennt nach Glas und LVP - 

auf Grundlage eines Losverfahrens entsprechend ihrer 

Lizenzmengenanteile zugelost. Um Losglück/Lospech-

Effekte zu vermeiden, sind die Ausschreibungsgebiete in 

Kategorien eingeteilt, die sich nach den jeweils zuletzt 

erzielten (für die Systembetreiber im Rahmen der 

Verlosung nicht ersichtlichen) Erfassungskosten richten. 

In den zugelosten Erfassungsgebieten übernehmen die 

Systembetreiber die Verpflichtung zur Ausschreibung der 

Erfassung und die umfassende 

Organisationsverantwortung 

(„Ausschreibungsführerschaft“). 

 

Die Organisationsverantwortung umfasst sämtliche 

Maßnahmen zur Organisation der Erfassung von der 

Abstimmung der Beschreibung des Erfassungssystems 

mit dem öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger („örE“) 

über die Ausschreibung auf einer gemeinsamen 

Ausschreibungsplattform bis hin zur anschließenden 

Überwachung der Umsetzung des Erfassungsvertrags 

durch den Leistungspartner und Behebung von ggf. 

auftretenden Problemen. 

 

Der Zuschlag an den Bestbieter wird vom 

Ausschreibungsführer erteilt, wobei der Bestbieter den 
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Preis nicht nachverhandeln kann. Ein Ausschluss von 

Bestbietern ist nur auf Grundlage abschließend 

aufgezählter Gründe möglich.  

 

Neben der Organisations- und 

Ausschreibungsverantwortung des 

Ausschreibungsführers wird dem Systembetreiber auch 

die Hauptkostenverantwortung für dieses Gebiet 

zugewiesen, indem ihm ein Abrechnungsanteil von 

mindestens 50 % (aus diesem Grund auch „50 %+x-

Modell“ genannt) zugewiesen wird. Hinsichtlich der 

physischen Übergabe der erfassten Mengen bleibt es 

dagegen bei den bundesweit einheitlich festgestellten 

Mengenanteilen der Systembetreiber. 

 

bb) Vor- und Nachteile der Ausschreibung durch Duale 

Systeme 

 

Die an dem Ausschreibungsvertrag beteiligten 

Systembetreiber sehen in dem Konzept der 

Ausschreibungsführerschaft, wie es in dem 

Ausschreibungsvertrag umgesetzt wurde, folgende 

Vorteile: 

 

 

- Der Ausschreibungsvertrag verbessert die 

Wettbewerbsbedingungen unter den 

Systembetreibern wesentlich. Insbesondere die 

Zuweisung der Hauptkostenverantwortung an 

den Ausschreibungsführer führt dazu, dass 

Anreize zur Rationalisierung der Erfassung bei 

dem ausschreibenden Systembetreiber 

geschaffen werden. Dies führt zu niedrigeren 

Erfassungskosten, von denen letztlich auch der 

Verbraucher profitiert.  

 

- Durch die Zuweisung der 

Organisationsverantwortung an den 
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Ausschreibungsführer wird eine Zuständigkeit 

eines Systembetreibers begründet. Es wird ein 

einheitlicher und klarer Ansprechpartner für die 

örE und die Erfassungsvertragspartner 

festgelegt, der die ordnungsgemäße 

Vertragserfüllung der Erfassungsdienstleister 

überwacht. 

 

- Das Konzept des Ausschreibungsvertrags stellt 

einen nach intensiven Verhandlungen 

gefundenen Konsens zwischen acht der neun 

Systembetreiber dar, welche derzeit für ca. 99 % 

der Verpackungsmengen aller neun Dualen 

Systeme stehen (Stand: Planmengenmeldung 

zweites Quartal 2011). Das Konzept trifft daher 

auf eine hohe Akzeptanz der Systembetreiber.  

 

- Der gegenwärtige Ausschreibungsvertrags fügt 

sich nahtlos in das geltende Recht ein und 

entspricht insbesondere dem Kartellrecht. Das 

Bundeskartellamt hat ein im Vorfeld des 

Abschlusses des Ausschreibungsvertrages aus 

dem Kreise der Systembetreiber vorgelegtes 

Konzept der Ausschreibungen durch eine 

neutrale Stelle ausdrücklich abgelehnt. Sollte 

sich der Gesetzgeber für ein Modell der 

Ausschreibung durch eine neutrale Stelle 

entscheiden, so sollte er das Bundeskartellamt 

im Gesetzgebungsverfahren konsultieren und 

eine Abstimmung mit dem Amt durchführen. 

Weiterhin müsste er einen klaren und 

eindeutigen Rechtsrahmen schaffen. 

 

 

Den Vorteilen des Modells der 

Ausschreibungsführerschaft stehen nur wenige Nachteile 

gegenüber: 
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- Der Ausschreibungsvertrag wurde erst im 

November 2010 geschlossen und wird erstmalig 

auf die im Jahr 2011 auszuschreibenden 

Erfassungsleistungen für die Leistungsjahre ab 

2012 angewandt. Es fehlt daher noch an 

praktischen Erfahrungen mit dem Modell der 

Ausschreibungsführerschaft. Die am 

Ausschreibungsvertrag beteiligten 

Systembetreiber sind allerdings der Auffassung, 

dass dem detailliert ausgearbeiteten und mit dem 

Bundeskartellamt abgestimmten 

Ausschreibungsvertrag auf Basis des „50 %+x-

Modells“, der durch die Dualen Systeme 

konsequent weiterzuentwickeln ist, Gelegenheit 

gegeben werden sollte, sich in der Praxis zu 

bewähren.  

 

- Nachteile, die sich aus der Komplexität der 

Regelungen des Ausschreibungsvertrages 

ergeben könnten, sind dagegen nach Auffassung 

der Systembetreiber nicht zu erwarten oder 

lassen sich ggf. im Wege der systematischen 

Weiterentwicklung des Ausschreibungsvertrags 

beheben. 

 

b) Ausschreibung durch eine neutrale Stelle 

 

Gegenmodell zu der Ausschreibung durch einen 

Ausschreibungsführer ist die Ausschreibung durch eine neutrale 

Stelle, die wie folgt ausgestaltet sein könnte: 

 

aa) Begründung zu § 17 KrWG des Gesetzentwurfs der 

Bundesregierung zur Neuordnung des Kreislauf-

Wirtschafts- und Abfallrechts 
 

Die Ausschreibung der Erfassung durch eine neutrale 

Stelle wird in der Begründung zu § 17 KrWG des 
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Gesetzentwurfs der Bundesregierung zur Neuordnung 

des Kreislauf-Wirtschafts- und Abfallrechts (BR-

Drucksache 216/11, S. 205) erwähnt, ohne dass in der 

Begründung näher auf die Einzelheiten der Ausgestaltung 

eingegangen wird.  

 

 

bb) Aufgaben und Funktion einer neutralen Stelle 

 

- Keine Zuständigkeit für die Verhandlung der 

Abstimmungserklärungen und 

Systembeschreibungen mit den örE 

 

Die Zuständigkeit für die 

Abstimmungserklärungen und 

Systembeschreibungen sollte nicht der neutralen 

Stelle zugewiesen werden. 

 

Eine Verhandlung der Abstimmungserklärungen 

und Systembeschreibungen mit den örE durch 

die neutrale Stelle selbst oder von ihr beauftragte 

Dritte würde nach Ansicht der Systembetreiber 

einen hohen organisatorischen Aufwand zur 

Folge haben, der nur mit einer erheblichen 

Ausstattung der neutralen Stelle mit finanziellen 

und personellen Mitteln bewältigt werden könnte. 

Denn für die Erfüllung dieser Aufgabe ist das 

Vorhandensein personeller und materieller 

Ressourcen und eines gewissen Know-hows 

erforderlich, welches die neutrale Stelle erst 

aufbauen müsste.  

 

Ein weiterer wesentlicher Nachteil der Zuweisung 

der Verhandlung der Abstimmungserklärungen 

und Systembeschreibungen an die neutrale 

Stelle liegt darin, dass Anreize zur 

Rationalisierung der Erfassung eingeschränkt 

würden. Die neutrale Stelle selber hätte keinen 
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(wirtschaftlichen) Anreiz, um unnötig hohe 

Erfassungskosten zu vermeiden, da die Kosten 

letztlich nicht von ihr, sondern von den 

Systembetreibern zu tragen wären. Die hohen 

Erfassungskosten würden sich im Endeffekt auch 

negativ auf die Verbraucher auswirken.  

 

- Betrieb der Ausschreibungsplattform 

 

Der Betrieb der Ausschreibungsplattform könnte 

der neutralen Stelle zugewiesen werden. Auch 

nach dem bestehenden Ausschreibungsvertrag 

wird die Ausschreibungsplattform von einem 

dafür beauftragten neutralen Dritten betrieben. 

 

- Prüfung der Angebote / Ermittlung des 

Bestbieters 

 

Die Prüfung der eingegangenen Angebote und 

die Ermittlung des Bestbieters könnten 

grundsätzlich der neutralen Stelle zugewiesen 

werden.  

 

Auf diese Weise könnte die Neutralität bei der 

Ermittlung des Bestbieters sichergestellt werden. 

Allerdings müssten die Vergabekriterien zuvor in 

Abstimmung mit den Systembetreibern so 

formuliert werden, dass der neutralen Stelle ein 

feststehender und nachprüfbarer Kriterienkatalog 

vorgegeben wird und ein eigenes Ermessen der 

neutralen Stelle ausgeschlossen ist, damit die 

diskriminierungsfreie Auswahl des Bestbieters 

gewährleistet ist. 

 

- Nicht: Abschluss der Erfassungsverträge 

 

Die Erfassungsverträge sollten nicht durch die 

neutrale Stelle, sondern durch die 

Systembetreiber abgeschlossen werden.  



 12 

 

Die neutrale Stelle wird in der Regel eine 

Zweckgesellschaft sein, die selbst nicht über 

genügend Haftkapital verfügen wird und sich 

daher nicht als Vertragspartei für die Entsorger 

eignen wird. 

 

- Überwachung der Vertragserfüllung 

 

Auch die Überwachung der Vertragserfüllung 

durch den Erfassungsdienstleister sollte den 

Systembetreibern zugewiesen bleiben.  

 

Die Verantwortung für die Überwachung der 

Vertragserfüllung hängt mit der Zuweisung der 

Organisationsverantwortung zusammen. 

Verzichtet man auf eine Zuweisung der 

Ausschreibungsführerschaft und 

Organisationsverantwortung an einen 

Systembetreiber und belässt sie bei einer 

neutralen Stelle, so entsteht ein 

Zuständigkeitsvakuum, wie es auch schon nach 

der bisherigen Sach- und Rechtslage vor dem im 

November 2010 von den ersten drei 

Systembetreibern unterzeichneten 

Ausschreibungsvertrag bestand. Würde man die 

Überwachung der Vertragserfüllung der neutralen 

Stelle zuweisen, hätten die örE und die 

Erfassungsdienstleister keinen klaren 

Ansprechpartner.    

 

cc) Vor- und Nachteile der Ausschreibung durch eine 

neutrale Stelle 

 

Im Ergebnis sehen die Systembetreiber nach 

eingehender Auseinandersetzung mit dem Modell der 

neutralen Stelle in der Vornahme der Ausschreibungen 

durch diese deutlich mehr Nachteile als Vorteile: 
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- Der wesentliche Vorteil einer neutralen Stelle 

liegt in deren Neutralität. Für bestimmte Bereiche 

kann daher eine Aufgabenzuweisung an die 

neutrale Stelle sinnvoll sein, etwa um 

Interessenkonflikte zu überwinden (z.B. bei der 

Prüfung der Angebote und Ermittlung des 

Bestbieters).  

 

- Allerdings führt die Ausschreibung durch eine 

neutrale Stelle zu einem Effizienzverlust, da bei 

der neutralen Stelle keine wirtschaftlichen 

Anreize zur Rationalisierung der Erfassung 

vorhanden wären.  

 

- Überdies würde eine breitere 

Aufgabenzuweisung an die neutrale Stelle 

Fragen der Praktikabilität aufwerfen, da von 

einem erhöhten Verwaltungsaufwand und damit 

einer Erhöhung der Kosten auszugehen ist. Die 

finanziellen und personellen Ressourcen sowie 

das Know How müssten bei der neutralen Stelle 

erst aufgebaut werden, während all dies bei den 

Systembetreibern bereits vorhanden ist. 

 

- Es ist ein erheblicher Widerstand des 

Bundeskartellamtes gegen das Konzept einer 

neutralen Stelle zu erwarten. Das Modell der 

neutralen Stelle kommt daher überhaupt nur 

dann in Betracht, wenn sich der Gesetzgeber 

schon im Gesetzgebungsverfahren mit dem 

Bundeskartellamt abstimmt.  

 

c) Ergebnis 

 

Nach Ansicht der Systembetreiber sollte der mit dem 

Ausschreibungsvertrag eingeschlagene Weg der Zuweisung der 

Ausschreibungsführerschaft an einen Systembetreiber weiter 
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verfolgt und entwickelt werden. Die Vor - und Nachteile dieses 

Konzepts sollten anhand der praktischen Erfahrungen analysiert 

und ggf. darauf aufbauend etwaige erforderliche Verbesserungen 

vorgenommen werden. 

 

4. Anwendung der Vergabeordnung auf die Ausschreibungen? 

 

Das öffentliche Vergaberecht ist nicht unmittelbar auf die Ausschreibung 

der Erfassung durch den Ausschreibungsführer anwendbar. Die 

Systembetreiber sprechen sich auch für die Zukunft gegen ein Modell aus, 

bei dem die Ausschreibungen der Anwendung des Vergaberechts 

unterliegen (etwa durch Beleihung einer neutralen Stelle mit hoheitlichen 

Aufgaben).  

 

Die konkrete Ausgestaltung der Ausschreibung hat sich allerdings an 

kartellrechtlichen Maßstäben auszurichten und das kartellrechtliche 

Diskriminierungs- und Behinderungsverbot zu beachten. Bei der 

Ausgestaltung der Ausschreibungsbedingungen empfiehlt es sich, die 

materiellen Regelungen des Vergaberechts, insbesondere die 

Bestimmungen der Verdingungsordnung für Lieferungen und Leistungen 

(VOL/A) entsprechend heranzuziehen, wie dies auch in dem im November 

2010 in Kraft getretenen Ausschreibungsvertrag geschehen ist.  

 

Die Anwendung der Verfahrensregelungen des Vergaberechts halten die 

Systembetreiber für die Ausschreibung der Erfassung für ungeeignet. Dem 

Bedürfnis nach effektiven Rechtsschutz ausgeschlossener Bieter haben die 

Systembetreiber im Ausschreibungsvertrag durch ein schiedsgerichtliches 

Nachprüfungsverfahren Rechnung getragen. 

 

5. Berücksichtigung von sozialen und ökologischen Kriterien bei der 

Vergabe der Erfassung 

 

Die Systembetreiber begrüßen grundsätzlich die Berücksichtigung von 

sozialen und ökologischen Qualitätsanforderungen im Rahmen der 

Ausschreibung.  
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Diese Anforderungen müssen als von den Bietern zu beachtende 

Voraussetzungen für die Teilnahme an der Ausschreibung und 

Durchführung des Vertrags ausgestaltet werden und nicht als 

Bewertungskriterien, um eine diskriminierungsfreie Anwendung im Rahmen 

der Ausschreibung sicherzustellen. 

 

6. Abstimmung von wesentlichen Änderungen der 

Systembeschreibungen mit den anderen 

Systembetreibern 

 

Die Systembetreiber halten eine Regelung für unabdingbar, nach der 

wesentliche Änderungen der Systembeschreibungen, insbesondere solche, 

die eine wesentliche Erhöhung der Kosten nach sich ziehen, der 

Abstimmung mit allen Systembetreibern bedürfen. Eine derartige Regelung 

ist auch in dem Ausschreibungsvertrag enthalten. 

 

7. Verbot sogenannter Maklerlösungen 

 

Die Systembetreiber halten es für erforderlich, die Erfassungsdienstleister 

zu verpflichten, mindestens 30 % der Erfassungsleistungen 

(Behälterleerung und Abfuhr) selbst oder durch verbundene Unternehmen 

zu erbringen. Dieses Verbot der sogenannten Maklerlösungen ist eine vom 

Bundeskartellamt aufgestellte Forderung, welche im 

Ausschreibungsvertrag berücksichtigt wurde und auch in Zukunft beachtet 

werden sollte.         

 

C. Thesen zu Modell B 

 

1. Pflicht zur Ausschreibung der Erfassung  

 

Anders als im Modell A liegt im Modell B die Organisationsverantwortung 

für die Erfassung bei den örE. Diese unterliegen als öffentliche 

Auftraggeber grundsätzlich den Vorschriften des Vergaberechts, so dass 

die Erfassung von den örE grundsätzlich auszuschreiben ist.  
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Die Systembetreiber befürworten eine Verpflichtung zur Ausschreibung der 

Erfassung im Modell B, um den Wettbewerb in diesem Bereich zugunsten 

aller Marktteilnehmer zu gewährleisten. Sie sprechen sich daher dafür aus, 

dass  

 

a) die Erfassung möglichst nicht im Wege der Eigenerledigung von 

den Kommunen ohne Ausschreibung durchgeführt werden darf; 

 

b) eine Vergabe der Erfassung im Wege der Inhouse-Vergabe ohne 

vorherige öffentliche Ausschreibung verboten bleibt; 

 

c) eine interkommunale Zusammenarbeit bei der Durchführung von 

Erfassung nur unter Beachtung des Vergaberechts möglich ist. 

 

Sofern keine Verpflichtung zur Ausschreibung statuiert werden sollte, 

müssten die Systembetreiber als die zur Zahlung Verpflichteten 

maßgeblich an der Entwicklung eines dann erforderlichen 

Standardkostenmodells beteiligt werden. 

 

2. Verteilung der Stoffströme (LVP/StNVP) vor oder nach der Sortierung 

 

Die Systembetreiber befürworten mit weit überwiegender Mehrheit die 

Aufteilung der Stoffströme vor der Sortierung.  

 

Es sollte sichergestellt werden, dass die Systembetreiber nach der 

Erfassung die ihnen zufallenden Stoffströme in eigener Regie einer 

Sortierung, Aufbereitung und Verwertung zuführen können.  

 

 



A.2 ökologische Standards (Verwertungsanforderungen) 
1. Wie wird die ökologische Effizienz des Systems sicher gestellt? 
 

- Braucht man Verwertungsanforderungen für die StNVP? 
Ja! Der Schwerpunkt sollte auf die hochwertige stoffliche Verwertung 
gelegt werden. Nur wenn die stoffliche Verwertung ökonomisch und 
ökologisch keinen Sinn macht, sollte die thermische Verwertung in 
Frage kommen. 

- Soll es spezifische Quoten für einzelne Materialien geben? 
Quoten sind grundsätzlich sinnvoll und daher erforderlich. Allerdings 
sind hierfür Erfahrungswerte wichtig, und wir empfehlen, das System 
zunächst ohne Quoten anlaufen zu lassen. Die besonderen 
Eigenschaften von Verbundprodukten müssen berücksichtigt werden.  

- Wie können Quoten für StNVP hergeleitet werden (sind neben 
Verwertungsquoten Erfassungsquoten erforderlich?)? 

Eine Erfassungsquote ist nicht sinnvoll. Sie würde das Ziel langlebiger/ 
nachhaltiger Produkte konterkarieren. Die Herleitung von 
Verwertungsquoten sollte auf Erfahrungswerten (s.o.) – auch in 
unterschiedlichen geografischen Räumen - beruhen. In der Startphase 
sind Verwertungsquoten nicht sinnvoll. 

- Unterscheiden sich die notwendigen ökologischen Standards für StNVP bei den 
beiden Modellen? 

Die ökologischen Standards der beiden Modelle sollten gleich hoch sein, 
nur so kann die angestrebte stoffliche Verwertung erreicht werden. Dies 
ist auch eine Messgröße für die Zielerfüllung der Systeme. 

- welche Anforderungen sind an Mengenstromnachweise (MSN) zu stellen? 
Nachweispflichtig ist der Systembetreiber. Die MSN sind die Basis für 
künftig festzulegende Verwertungsquoten. Die Anforderungen sollten 
dann nach einer Testphase/Übergangsphase evaluiert werden.  

- Wie kann der behördliche Vollzug hinsichtlich Kontrolle von MSN entlastet 
werden? 

---  
(Der MSN könnte zur Entlastung der Behörden durch die 
Systembetreiber nach Ländern aufgeschlüsselt werden.) 
 

2. Wie wird das Ausschleusen von Wertstoffen (cherry-picking) verhindert? 
--- (Die Frage ist nicht eindeutig gestellt.) Der Bürokratieaufwand 
sollte so gering wie möglich sein.  

  
 
A.5 Anfallstellen (Haushalte, Kleinbetriebe …) 
1. Soll bei der Abgrenzung der Produkte der Bezug auf Anfallstellen beibehalten 
werden? 

Eine Abgrenzung wie bei der VerpackV sollte kritisch überprüft 
werden. In jedem Falle sollte das System pragmatisch und 
kontrollierbar sein.  

 
2. Wie werden die verschiedenen Anfallstellen (Haushalte, Kleinbetriebe …) 
einbezogen? 
 

- Hängt die Frage der Einbeziehung der Anfallstellen von der Wahl des Modells ab? 
---  (Es ist zu erwarten.) 

- Was passiert mit Produkten, die nicht beim Endverbraucher anfallen? Z.B. solche 
die nicht verkauft werden / vom Gewerbe entsorgt werden (Ladenhüter, ..) 



Die Entsorgung und Verwertung erfolgt in Eigenverantwortung des 
Besitzers. Lizenzabzüge müssen möglich sein. 

- Wie werden unterschiedliche Kosten zwischen den DS in Abhängigkeit der 
Anfallstellen ausgeglichen?  

Kommt auf die Ausgestaltung des Systems an, grundsätzlich jedoch 
über die Mengen, die die dualen Systeme ausweisen. (analog DS heute) 

 
B.1 Aufteilung der Stoffströme 

1. Wie erfolgt die Aufteilung und Übergabe der Stoffströme (Wertstoffe) zwischen 
den ca. 450 örE und den Dualen Systemen?  
Entscheidend ist hierbei die Systemfrage (Hol- oder Bringsystem). Aus 
Verbrauchersicht und aus ökologischen Gründen sollte es ein 
flächendeckendes Holsystem geben. Die Aufteilung könnte 
mengenproportional erfolgen, zum Beispiel auf der Grundlage von 
Sortieranalysen. 

 
 

2. Wie bzw. nach welchem Schlüssel werden die StNVP bzw. die 
entsprechenden Anteile am Sammelgemisch zwischen den einzelnen DS bei 
der Übernahme zur Sortierung aufgeteilt?  

--- (entfällt, siehe 1.). 
 

3. Wer klärt Streitfälle bei der Aufteilung und der Höhe der Kosten für Sammlung 
und Sortierung und wie? (Schlichtung?)  

Wir empfehlen die Einrichtung einer neutralen Clearingstelle.  
 
 
B.3 Finanzierung 
1. Wie soll das Finanzierungskonzept umgesetzt werden? 
 
 Grundsätzlich sollte der verpackungsbedingte Anteil wie heute durch die 
Lizenznehmer getragen werden, der übrige Teil verursachergerecht durch 
Gebühren von den Anfallstellen (Bürger). Das würde die Administration 
vereinfachen und den Aufwand für die Inverkehrbringer minimieren. 
 

- Wie erfolgt ggf. die Berechnung von Standardkosten für die Erfassung, für die 
Sortierung? 
Die Standardkosten müssten sich an den tarifgebundenen, privaten 
Entsorgern orientieren, da diese durch den Wettbewerb marktregulierte Preise 
haben. 

- Erfolgt ein finanzieller Ausgleich an die Kommune, da LVP tendenziell weniger 
werthaltig sind als die StNVP? 
Nach einer Anlaufphase von 1-2 Jahren sollte die neutrale Clearingstelle bei 
einer eventuellen Benachteiligung eines Systempartners  
Kompensationsmöglichkeiten prüfen.  

- Wie erfolgt eine ggf. erforderliche Neuklärung von Nebenentgelten für Leistungen 
von Kommunen (Information und Beratung der Bürger, Glascontainer etc.)? 
Die Höhe der erforderlichen Nebenkosten sollte auf Grund der veränderten 
Erfassungssituation überprüft werden. Eine erfolgsabhängige Komponente 
sollte überdacht werden. 

- Wie können (sollen) Wertschöpfungsketten geschaffen werden, die Investitionen 
bzw. die Bereitschaft zu Investitionen sicherstellen? 
Vor allem durch Rechtssicherheit. Die Bereitschaft zu Investitionen wächst, 
wenn sich sowohl Kommunen als auch die Wirtschaft auf die gefundenen 



politischen Lösungen verlassen können. Wichtig sind weiterhin 
Investitionsanreize (ökonomische Vorteile) und Investitionssicherheit.  

 
B.5 Überlassungspflichten/Selbstverwaltung 

1. Wie könnte die Sammlung der Wertstoffe durch die Kommunen ohne 
Überlassungspflichten organisiert werden?  

Da die Wertstoffe nicht andienungspflichtig sind, bestehen auch keine 
Überlassungspflichten für gewerbliche Abfallerzeuger, aber für die 
privaten Haushalte. Sollte es – entgegen unserer Empfehlung – zu einer 
Ausweitung der Andienungspflichten bei gewerblichen Anfallstellen 
kommen, darf es nicht zu unangemessenen Forderungen der Kommunen 
kommen (Pflichtgefäße, Mindestmengen, ggf. branchenspezifisch  vgl. 
GewAbfV).  
 
(Es könnten  – insbesondere beim Lebensmitteleinzelhandel – weitere 
Anforderungen / Begehrlichkeiten hinsichtlich der bestehenden AZV-
Tonne entstehen. Das könnte zu Teuerungen im Abfallbereich führen.) 

 
2. Soll die Wertstofftonne als Holsystem verpflichtend für alle örE eingeführt 

werden?  
Ja! Durch die Ersetzung der gelben Tonne durch eine Wertstofftonne als 
bundesweit einheitlich ausgestaltetes Holsystem wird dem Verbraucher die 
Wertstoffsammlung erleichtert. Dadurch wird er zur Wertstoffabgabe motiviert. 
Außerdem sind damit auch für die wirtschaftlich Beteiligten die 
Rahmenbedingungen bundesweit einheitlich und somit ökonomischer zu 
bewältigen.  
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Planspiel zur Evaluierung der VerpackV/ 

Beantwortung offener Fragen zu Modell A, Stand: 16.5.2011 

 

 

Für die zweite Planspielrunde sollten von den einzelnen Akteursgruppen 

Stellungnahmen zu den noch nicht behandelten Fragen abgegeben und 

aus der ersten Runde offen gebliebene Fragestellungen abgearbeitet 

werden. Die nachfolgende Stellungnahme ist unter den kommunalen 

Planspielteilnehmern abgestimmt. 

 

A. 2 Ökologische Standards (Verwertungsanforderungen) 

 

Es wird vorgeschlagen, auf Erfassungsquoten oder verbindliche Men-

genvorgaben für die Erfassung zu verzichten, aber eine für alle Materia-

lien einheitliche stoffliche Verwertungsquote von z. B. 75 % einzuführen, 

die auf die tatsächliche Erfassungsmenge bezogen ist. Lizenzmengen 

sind nur noch für die Marktanteile der einzelnen Systembetreiber rele-

vant. Zur Begründung dieser Vorschläge wird auf das parallele Papier zu 

Modell B, Abschnitt C „Quotendiskussion“ verwiesen. Für Modell A erge-

ben sich noch folgende zusätzliche Gesichtspunkte: 

 

a) Für die Durchführung der Erfassung  sollten ökologische Standards, 

insbesondere Anforderungen an die Sammelfahrzeuge vorgegeben 

werden. 

 

b) Grundsätzlich wäre es ( im Gegensatz zu Modell B) bei Modell A mög-

lich, den Quotenbezug auf Lizenzmengen beizubehalten. Da die li-

zenzierte Menge aber nur etwa die Hälfte der tatsächlich erfassten 

Menge ausmacht und  die definitorisch sehr schwierige Einbeziehung 
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stoffgleicher Nichtverpackungen in die Lizenzierung dieses Problem 

eher noch verschärft, könnte mit dieser Bezugnahme selbst bei einer 

Quote von 100 % keine überwiegende stoffliche Verwertung gewähr-

leistet werden. Mit dem hier unterbreiteten Vorschlag wird letztlich die 

bis Ende 1997 geltende Rechtslage wieder hergestellt und ein Grund-

fehler der damaligen Novelle korrigiert, der den Lizenzmengen-

schwund massiv begünstigt hat. 

 

c) Modell A ist ökologisch kontraproduktiv, weil es eine falsche Len-

kungswirkung auslöst: Ausgerechnet diejenigen stoffgleichen Nicht-

verpackungen, die im Rahmen des Sammelsystems erfasst und stoff-

lich verwertet werden können (Kunststoffe und Metalle), werden fi-

nanziell belastet, während nicht verwertbare Werkstoffe wie Gummi 

davon verschont bleiben. Nach Auffassung der kommunalen Plan-

spielteilnehmer ist eine ökologisch zielführende Regelung nur im 

Rahmen des Modells 4 der Gutachten möglich, das leider nicht als 

Variante in das Planspiel einbezogen wurde. Modell B ist insoweit 

ökologisch neutral. 

 

 

B. A.3 Abstimmung/Zusammenarbeit mit Kommunen  

 

Hier bestehen aus kommunaler Sicht neben den in Runde 1 bereits an-

gesprochenen Punkten (Einfluß der örE auf die verlässliche Ausgestal-

tung der Ausschreibung; Zuständigkeit für die Leistungskontrolle und Op-

tion zur Behältergestellung jeweils gegen Kostenerstattung) noch folgen-

de offene Fragen: 
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a) Es ist zwingend erforderlich, dass für die Abstimmung des Systems 

und für die Einhaltung der daraus resultierenden Vorgaben eine einzi-

ge Stelle verantwortlich ist. In der überwiegend bei Modell A favori-

sierten Variante wäre dies die beliehene neutrale/ zentrale Stelle, die 

auch die Ausschreibung durchführt. Insbesondere muss vermieden 

werden, dass einzelne duale Systeme Veränderungen aus Partikular-

interessen heraus durchsetzen oder blockieren können. 

 

b) In vielen Fällen werden bereits heute stoffgleiche Nichtverpackungen 

im kommunalen Entsorgungssystem einer Verwertung zugeführt (z. B. 

Metallabscheidung in MVA und MBA, Sperrmüllaufbereitung, gezielte 

Erfassung auf Wertstoffhöfen), auch Verbesserungen sind denkbar. 

Die daraus generierten Mengen können das für die Wertstofftonne 

tatsächlich verfügbare Potential übersteigen.  Die Kommunen sollten 

berechtigt sein, die Mitbenutzung dieser Systeme gegen angemesse-

nes Entgelt verlangen zu können. Im Fall der Nichteinigung über die 

Konditionen hätte eine Verwaltungsentscheidung durch die beliehene 

neutrale/ zentrale Stelle zu erfolgen. 

 

c) Im Rahmen der Abstimmung ist verbindlich zu klären, wer welche Auf-

gaben der notwendigen Öffentlichkeitsarbeit übernimmt und wie diese 

vergütet werden. In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, 

dass die Hauptlast der Öffentlichkeitsarbeit (wie bisher) zwangsläufig 

von den Kommunen zu tragen ist und diese ihre Aufgabe umso bes-

ser wahrnehmen werden, je größer ihr Eigeninteresse an einem gut 

funktionierenden System ist. Modell A weist hier gravierende Nachtei-

le gegenüber Modell B auf. Für den Bürger ist wesentlich, dass er vor 

komplizierten Systemschnittstellen verschont wird und möglichst ver-

ständlich - ohne Fachchinesisch – erfährt, wie die Abfalltrennung und 
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Entsorgung vor Ort funktioniert. Die bislang bundesweit abgestimmten 

Grundzüge der Öffentlichkeitsarbeit sind beizubehalten. 

 

d) Die Kommunen müssen verlangen können, die Ausschreibung in dem 

im öffentlichen Vergaberecht zulässigen Umfang mit ökologischen, 

sozialen und qualitativen Kriterien anzureichern und angemessen in 

die Bewertung einzubeziehen. 

 

e) Es muss ausgeschlossen werden, dass das abgestimmte System 

vom beauftragten Entsorger zusätzlich zur Durchführung einer ge-

werblichen Sammlung für andere Stoffgruppen genutzt wird. Andern-

falls könnte die Wertstofftonne zu einem Generalangriff auf nahezu al-

le Haushaltsabfälle missbraucht werden. 

 

C. A. 4 Ausschreibung und Durchführung der Entsorgung 

 

Zur Sicherstellung eines transparenten, wettbewerblichen und diskrimi-

nierungsfreien Verfahrens sollten folgende Grundregeln des öffentlichen 

Vergaberechts auch für das von der beliehenen neutralen/ zentralen 

Stelle durchzuführende Vergabeverfahren verbindlich gemacht werden: 

 

- Rechtzeitige Veröffentlichung geplanter Vergabeverfahren und an-

gemessene Angebotsfristen 

 

- Gewährleistung der Vergleichbarkeit von Angeboten durch eine 

präzise Leistungsbeschreibung 

 

- Mängel der Leistungsbeschreibung gehen zu Lasten der aus-

schreibenden Stelle, nicht der Bieter bzw. des Auftragnehmers 
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- fundierte Eignungsprüfung (technische Ausstattung, Fachkunde,  

wirtschaftliche Leistungsfähigkeit, Zuverlässigkeit etc.) 

 

- klar bezeichnete Zuschlagskriterien, die neben dem Preis auch 

weitere nach öffentlichem Vergaberecht zulässige qualitative und  

ökologische Kriterien berücksichtigen 

 

- Ausschluss von Vertragsklauseln, die nach öffentlichem Vergabe-

recht nicht zulässig wären (z. B. nachträgliche Anpassung des 

Entgelts an Lizenzmengenveränderungen) 

 

- Kontrollmöglichkeiten der Vergabeentscheidung, insbesondere 

durch umfassende Dokumentations- und Veröffentlichungspflichten 

sowie effektive Rechtschutzmöglichkeiten von Bietern/ Bewerbern 

im Vergabeverfahren. 

 

Im Übrigen sollten unter angemessener Beteiligung aller Akteursgruppen 

Standardausschreibungstexte erarbeitet werden, die zusammen mit der 

individuellen Systemabstimmung vor Ort die Basis für den abzuschlie-

ßenden Leistungsvertrag darstellen. Die derzeit praktizierten Leistungs-

verträge für die Sammlung müssten aus kommunaler Sicht in einigen 

Punkten erweitert werden (Ausschluss von Wettbewerb über die Sen-

kung von Vergütungs- und Sozialstandards, Sicherheitsleistungen, Ver-

tragsstrafen bei Schlechtleistung, Zulässigkeit des Einsatzes und Wech-

sels von Nachunternehmern, Nachweis der Einhaltung von Mindestlohn-

vorschriften etc.). 
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A.5 Anfallstellen (Haushalte, Kleinbetriebe …) 

 

Die „gleichgestellten Anfallstellen“ aus dem Bereich Gewerbe, öffentliche 

Einrichtungen etc. sollten in beiden Modellen in die haushaltsnahe Ent-

sorgung einbezogen bleiben, da sie de facto das System weiterhin nut-

zen werden und sich somit bei einem Ausschluss die bereits vorhande-

nen massiven Lizenzierungslücken noch vergrößern würden. Dies 

schließt nicht aus, den Katalog der gleichgestellten Anfallstellen um sol-

che zu bereinigen, die im Rahmen der haushaltsnahen Logistik nicht 

sinnvoll mit entsorgt werden können. 

Ein Problem bei der Lizenzierung entsteht daraus nicht, wenn der Ver-

packungs-/ Produktbegriff entsprechend definiert wird, die Verteilung der 

in Verkehr gebrachten Verpackungen und Produkte auf haushaltsnahen 

und gewerblichen Bereich durch verbindliche Entscheidungen einer be-

liehenen neutralen/ zentralen Stelle festgelegt wird und eigenständige 

Rücknahmesysteme bzw. Branchenlösungen auf Materialien beschränkt 

werden, die in der haushaltsnahen Entsorgung ohnehin unerwünscht 

sind. 

 

 

Die kommunalen Teilnehmer am Planspiel betonen nochmals ausdrück-

lich, dass mit dieser Stellungnahme keine „Zustimmung“ zu Modell A ver-

bunden ist!  

 

 

 

 



Planspiel zur Evaluierung der VerpackV/ 

Konkretisierung Modell B; Stand: 16.5.2011 

 

 

Im Anschluss an die 1. Planspielrunde wurde vereinbart, dass die kommunalen Ver-

treter bis zur nächsten Runde verschiedene offene Aspekte konkretisieren sollten. 

Dies geschieht mit der nachfolgenden, der Entsorgungskette folgenden Ausarbei-

tung. Der Bezug zu den Planspielfragen ist durch unterstrichene Hinweise herge-

stellt. 

 

A) Gemeinsame Erfassung von Verpackungen und stoffgleichen Nichtverpa-

ckungen 

 

1. Auf der Ebene der Erfassung sollte weiterhin ausschließlich die flächende-

ckende Einrichtung eines verbrauchernahen Sammelsystems als Vorgabe 

dienen. Die geringen zusätzlichen Mengen an stoffgleichen Nichtverpackun-

gen rechtfertigen weitergehende zentrale Anforderungen nicht. 

 Derzeit werden die Mindestanforderungen an die Sammelsysteme von den 

Bundesländern in den Feststellungsbescheiden für die Dualen Systeme kon-

kretisiert. Bei dieser Zuständigkeit sollte es bleiben, damit regionale Beson-

derheiten, z. B. die bayerischen Wertstoffhöfe angemessen berücksichtigt 

werden können. Adressat der „Flächendeckung“ wären aber nicht mehr die 

Dualen Systeme, sondern die Kommunen als öffentlich-rechtliche Entsor-

gungsträger.       – Frage B.5 - 

 

. 

 

2. Die Kommunen erhalten die Zuständigkeit für die Erfassung aller Abfälle aus 

Privathaushalten (und gleichgestellten Anfallstellen) und erfüllen diese Auf-

gabe im Rahmen der für sie allgemein geltenden Vorschriften (Ausschrei-

bung nach öffentlichem Vergaberecht, Eigenerledigung oder In-House-

Geschäft nach europarechtlichen Vorgaben). Die Rechtsbeziehungen zum 

Bürger werden durch Satzung geregelt – ein klarer Vorteil gegenüber Modell 

A. 
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Für ein rechtliches Sonderregime bei Verpackungsabfällen und stoffgleichen 

Nichtverpackungen gibt es keine tragfähige Begründung. Eine Zuständigkeit 

„2.Klasse“ könnte darüber hinaus auch schwierige gebühren- und steuer-

rechtliche Fragen aufwerfen.       – Frage B.5 -  

 

3. Die Kommunen erhalten von den Dualen Systemen eine von der zentralen 

Stelle festgelegte Standardkostenvergütung. Diese ist von den Dualen Sys-

temen entsprechend ihren Marktanteilen zu finanzieren und wird durch eine 

gesamtschuldnerische Haftung und/oder ausreichende Sicherheitsleistungen 

der Systeme abgesichert. Bei der zentralen Stelle wird ein Beirat eingerich-

tet, in dem alle Akteursgruppen angemessen vertreten sind.   – Frage B.3 - 

 

4. Für die Ermittlung der Standardkostenvergütung werden folgende Grundsät-

ze vorgeschlagen: 

 

a) Die Kostenverteilung zwischen den Dualen Systemen und den Kommu-

nen erfolgt nach den Masseanteilen der Leichtverpackungen und der 

stoffgleichen Nichtverpackungen im Sammelgemisch; entsprechend wer-

den auch die Restmüllanteile im Sammelgemisch aufgeteilt. 

 

b) Es wird davon ausgegangen, dass die Hinzunahme der stoffgleichen 

Nichtverpackungen zu den Leichtverpackungen keine Änderungen, son-

dern nur geringfügige Anpassungen der Sammelsysteme an die ggfs. hö-

here Sammelmenge bzw. das höhere Gewicht der stoffgleichen Nichtver-

packungen erforderlich macht. Durch die Hinzunahme der stoffgleichen 

Nichtverpackungen wird das Erfassungssystem insgesamt wirtschaftli-

cher, da sich die Fixkosten auf eine höhere Menge verteilen. Die Über-

nahme eines nicht unbeträchtlichen Kostenanteils durch die Kommunen 

wird für die Dualen Systeme und damit die Wirtschaft also zu einer Kos-

tenentlastung führen. Hinzu kommt, dass im Gegensatz zum bisherigen 

System, aber auch zu  Modell A (!) ein Eigeninteresse der Kommunen an 

einer wirtschaftlichen Systemgestaltung entsteht.  
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c) In der Übergangsphase auf die Wertstofftonne kann sich die Standard-

kostenvergütung weitgehend an den bisherigen, im Wettbewerb zustande 

gekommenen Gebietspreisen sowie den vereinbarten Nebenentgelten o-

rientieren; lediglich der durch die Mengenmehrung oder Systemanpas-

sungen entstehende Zusatzaufwand muss abgeschätzt werden. Gleiches 

gilt für die Ermittlung der Masseanteile an Verpackungen und stoffglei-

chen Nichtverpackungen: Diese können vorläufig auf der Basis der vor-

liegenden Gutachten und Erkenntnisse aus Modellgebieten abgeschätzt 

werden. 

Soweit die Kommune die Erfassung umfassend ausschreibt, kann das 

Ausschreibungsergebnis unmittelbar für die Ermittlung der Vergütung he-

rangezogen werden. 

 

d) Nach Abschluss der Umstellungsphase sollte die tatsächliche Mengen-

verteilung zwischen Verpackungen und stoffgleichen Nichtverpackungen 

durch geeignete Untersuchungen (analog zum Gutachten des Infa-

Instituts für PPK) ermittelt und die Kostenverteilung entsprechend ange-

passt werden. Außerdem ermittelt die zentrale Stelle aus den vorliegen-

den, an sie zu meldenden Ausschreibungsergebnissen die künftig 

zugrunde zu legende Standardkostenvergütung für die gebräuchlichsten 

Referenzsysteme, also gelbe Tonne, gelber Sack, Depotcontainer und 

Wertstoffhof und schreibt sie kontinuierlich fort. Zusätzlich können Aspek-

te wie Gebietsstruktur oder regionale Kostenunterschiede berücksichtigt 

werden, soweit sie sich aus den Ausschreibungsergebnissen ableiten 

lassen. Die Ermittlung ist auf Teilleistungen herunter zu brechen, damit 

auch die zahlreichen Fälle abgedeckt werden, in denen die Kommunen 

eigene Infrastruktur (Wertstoffhöfe, Behälter etc.) einbringen und lediglich 

die Abfuhr vergeben. 

 

e) Soweit die Kommune eines der Referenzsysteme ausschreibt, wird für 

die Bemessung der Standardkostenvergütung das tatsächliche Aus-

schreibungsergebnis zugrunde gelegt.  

Bei Sonderkonstellationen ist auch künftig eine individuelle Ermittlung  

durch die zentrale Stelle erforderlich.  
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f) In die Berechnung einzubeziehen ist ein angemessener Gemeinkosten-

zuschlag für Ausschreibung und Vertragshandling, dem wegfallende Kos-

ten bei den Systemen gegenüberstehen.   

 

- Frage B.3 - 

 

 

 

B) Sortierung/Verwertung 

 

1. Die Erfassungsmenge wird nach der Sammlung auf die Dualen Systeme ent-

sprechend ihren Marktanteilen verteilt (wie bisher) und ein zusätzlicher „Hau-

fen“ für den von den Kommunen zu verantwortenden Anteil gebildet. Alle Teil-

mengen haben die gleiche qualitative Zusammensetzung und enthalten somit 

sowohl Verpackungen als auch Nichtverpackungen.    – Frage B.1 - 

 

2. Für die Größe des kommunalen Anteils wird das bereits für die Erfassung er-

mittelte Masseverhältnis von Verpackungen und stoffgleichen Nichtverpackun-

gen zugrunde gelegt.    – Frage B.1 und 3 - 

 

3. Da nach den vorliegenden Gutachten bei stoffgleichen Nichtverpackungen mit 

deutlich höheren Wertstofferlösen als bei Verpackungen zu rechnen ist, hat 

zusätzlich zur Standardkostenvergütung für die Sammlung ein Ausgleich 

durch die Dualen Systeme gegenüber den Kommunen stattzufinden. Dieser 

kann so ausgestaltet werden, dass für die Systembetreiber Kostenneutralität in 

Sortierung und Verwertung hergestellt wird. Der Pauschalausgleich wird eben-

falls durch Gutachten ermittelt und von der zentralen Stelle festgelegt. 

 – Frage B.3 - 

 

4. Der kommunale Mengenanteil wird zur Vermeidung von Systembrüchen in die 

Verantwortung der Systembetreiber zurückgeführt. Dazu schreiben die Kom-

munen Sortierung und Verwertung ihres Anteils aus, das (ggfs. unter Berück-

sichtigung anderer zulässiger Vergabekriterien) wirtschaftlichste Angebot er-
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hält den Zuschlag. Die Konditionen werden sich stark an der Materialqualität 

orientieren, so dass auch von dieser Seite ein Anreiz für die Kommunen zur 

effektiven Systemgestaltung, insbesondere zur Minimierung der Restmüllantei-

le entsteht.      – Frage B.1 und B.3 - 

 

5. Die Nachweispflichten bleiben in vollem Umfang bei den Dualen Systemen. 

Als Anbieter kommen deshalb in erster Linie die Dualen Systeme selbst in Be-

tracht, jedoch sollen auch Betreiber von Sortieranlagen anbieten können, die 

durch den Abschluss entsprechender Vereinbarungen mit einem oder mehre-

ren Dualen Systemen gewährleisten, dass die gesamten übernommenen Men-

gen in den Mengenstromnachweis einbezogen und die Quoten erfüllt werden. 

 

- Frage B.1 - 

 

6. Da perspektivisch die Wertstofferlöse die Sammel- und Sortierkosten über-

steigen können, sollte analog der Regelung im ElektroG den Kommunen die 

Möglichkeit gegeben werden, unter Verzicht auf die Sammelvergütung für de-

finierte Materialgruppen zur Eigenvermarktung zu optieren.    – Frage B.3 - 

 

 

C) Quotendiskussion 

 

1. Erfassungsquoten oder verbindliche Mengenvorgaben für die Erfassung sind 

entsprechend den Ausführungen zu A) 1. nicht erforderlich bzw. nicht sinnvoll. 

 -Frage B.5 - 

 

2. Durch eine auf die tatsächliche Gesamterfassungsmenge an Verpackungen 

und stoffgleichen Nichtverpackungen bezogene stoffliche Verwertungsquote 

ist sicherzustellen, dass der Inhalt der Wertstofftonne ganz überwiegend einer 

hochwertigen stofflichen Verwertung zugeführt wird; Differenzierungen zwi-

schen Verpackungen und stoffgleichen Nichtverpackungen sind bei dieser 

Konzeption entbehrlich.  

Das  „Verbändepapier“ schlägt eine für alle Materialien  einheitliche Quote  von 

75 % vor, die ggfs. auf ihre Erfüllbarkeit näher untersucht werden sollte. Sollte 
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die Diskussion ergeben, dass das in S.1 dargestellte Ziel nicht erreichbar ist, 

wäre dies ein K.o.-Kriterium für die „einheitliche Wertstofftonne“, da eine ener-

getische Verwertung auch über die Restmülltonne erfolgt. Die ökologisch be-

sonders interessante Abscheidung von Nichteisenmetallen lässt sich auch bei 

der Restmüllbehandlung deutlich verbessern. – Frage A.2 analog für Mod. B - 

 

3. Bei deutlich steigenden Quotenvorgaben besteht die Gefahr, dass einzelne 

Duale Systeme  zumindest für einzelne Materialien die Quoten verfehlen. Um 

eine Gefährdung der Systemstabilität auszuschließen, sollte in diesen Fällen 

nicht der Entzug der Systemfeststellung die Konsequenz darstellen; vielmehr 

sollten dem betroffenen System Maluszahlungen auferlegt werden, die zur 

Grundfinanzierung des Gesamtsystems (z. B. für die internen Kosten der zent-

ralen Stelle) verwendet werden. Mali entsprechen einem bereits heute bei Sor-

tieraufträgen angewandten Verfahren.  – Frage A.2 analog für Mod. B - 

 

4. Lizenzmengen sind nur noch für die Aufteilung der Mengen- und Finanzver-

antwortung unter den Dualen Systemen selbst relevant. Die Anteile werden 

künftig nicht mehr von einer Gemeinsamen Stelle der Dualen Systeme, son-

dern von der zentralen Stelle verbindlich festgesetzt.  – Frage A.2 analog für 

Mod.B - 
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Ökologische Qualitätsstandards für Sammlung, Sortierung und  
Verwertung 

 
 

Stand: 20.5.2011 
 
Hauptautoren für den DNR (Deutscher Naturschutzring): 
Gudrun Pinn, Bundesverband für Umweltberatung (bfub e.V.) 
Dr. Benjamin Bongardt, NABU 
Dr. Hartmut  Hoffmann, BUND 
 
 
Das Ziel der ökologischen Standards ist eine hochwertige Verwertung in einer mög-
lichst großen Masse. 
 
1.   Quoten  
1.1 Ein wichtiger Qualitätsstandard ist die Erreichung der vorgegebenen Verwer-

tungsquoten. 
Im Jahresmittel müssen mindestens folgende Mengen an Verpackungen in Mas-
seprozent einer stofflichen Verwertung zugeführt werden: 

 
5. Novelle 
  
 

Weißblech 
70 % 
 

Aluminium 
60 % 
 

Verbunde 
60 % 
 

Kunststoffe 
60%  
verwerten 

davon 60%  
werkstofflich 
(36% aller 
Kunststoffver-
packungen) 

ab 
01.01.2013 

Weißblech 
80 % 

Aluminium 
70 % 

Verbunde 
70 % 

Kunststoffe 
70%  
verwerten 

davon 70%  
werkstofflich 
(49% aller 
Kunststoffver-
packungen) 

     Für jeden 
Stoffstrom in-
dividuell für 
ABS, PVC, 
PC, PP, PE, 
PET, PS, an-
zusetzen 

ab 
01.01.2015 

Weißblech 
90 % 

Aluminium 
80 % 

Verbunde 
80 % 

Kunststoffe 
80%  
verwerten 

davon 80%  
werkstofflich 
(64% aller 
Kunststoffver-
packungen) 
 

     Für jeden 
Stoffstrom in-
dividuell für 
ABS, PVC, 
PC, PP, PE, 
PET, PS, an-
zusetzen 



 
Im Jahresmittel müssen mindestens folgende Mengen an Nicht-Verpackungen in 
Masseprozent einer stofflichen Verwertung zugeführt werden: 
 

ab 
01.01.2013 

Eisen,  
Eisenlegie-
rungen  
95 % 

Aluminium 
85 % 

Andere  
Nichtei-
senmetalle 
65 % 

Kunststoffe 
70%  
verwerten 
 
 
 

davon 70%  
werkstofflich 
(49% aller 
Nichtverpa-
ckungen aus 
Kunststoff) 

     Für jeden 
Stoffstrom in-
dividuell für 
ABS, PVC, PC, 
PP, PE, PET, 
PS, anzuset-
zen 

 
 
Anmerkungen: 
 
- Wenn NVP nicht von VP getrennt werden, gelten für NVP die gleichen Quoten 
wie für Verpackungen. 
  
-Um möglichst alle in Verkehr gebrachten Kunststoffarten einer werkstofflichen 
Verwertung zuzuführen und nicht nur einzelne Fraktionen (z.B. PE-Folien, PET), 
die zur Erfüllung einer globalen Quote ausreichen würden, sind differenzierte 
Quoten im Kunststoffbereich unumgänglich. Da Kunststoffrecycling aus verschie-
denen Gründen nicht immer die kostengünstigste Entsorgungsvariante darstellt, 
ist es wichtig, dass vom Gesetzgeber im Sinne der §§ 1, 2 und 6 des KrWG (Ka-
binettsentwurf) ökologische Verwertungswege vorfestgelegt werden – dies ist 
zumutbar.  
 
-Neben der Quantität ist die Qualität ein wichtiges Ziel und muss grundsätzlich 
mit bedacht werden. Gerade bei Kunststoffabfällen ist es wichtig, auf Qualitäten 
zu achten, um eine möglichst hochwertige Verwertung zu erreichen.  

 
 
1.2 Die Anstrengungen dazu müssen gleichermaßen auf Sammlung, Sortierung und 

Verwertung verteilt sein. Bei einer Verteilung der Aufgaben auf verschiedene Ak-
teure (Kommunen, Entsorger und Duale Systeme) soll auch der Erfolg der 
Sammlung qualitativ, mindestens aber quantitativ festgelegt und überprüfbar ge-
macht werden. Dazu sind Erfassungsquoten festzulegen, die die Kommune zu 
erfüllen hat. Die Erfassungsquoten, also Quoten für die Sammler, sollen auch si-
cherstellen, dass die Erfassung von Verpackungen und StNV gleichermaßen 
hoch sind. Der Leistungsnachweis der Sortierung kann dann über Sortierquoten 
oder sog. „Ausbringungsraten“ erfolgen.  

 
 



1.3 Die Berechnung der Verwertungsquoten soll zukünftig transparent und nachvoll-
ziehbar gestaltet werden. Der Grad der Lizenzierung, d.h. die lizenzierte Menge  
ist  als Basiswert ungeeignet, weil sie die Grundgesamtheit nicht wiederspiegelt, 
weshalb erreichte Quoten über 100% möglich sind und aus diesem Grunde als 
Maßzahl nicht taugt.  Der Ausgangswert soll stattdessen die in Verkehr gebrach-
te Menge (Quote nach Inverkehrbringung) sein!  

 
1.4  Umverpackungen sollten auch lizenziert werden, um Verwertungsquoten nicht 

zu verfälschen. Damit wird verhindert, dass die Quoten von den DS übererfüllt 
werden, ohne dass tatsächlich hochwertige Verwertung von Verkaufsverpackun-
gen durchgeführt wurde. 

 
1.5 Zu prüfen ist, ob die Verwertungsleistung und Verwertungsquote besser auf der 

Basis von Abfallanalysen des Restmülls und LVP-Fraktion  aus privaten Haushal-
ten erfolgt, die von den jeweiligen öffentlich rechtlichen Entsorgungsträgern vor-
genommen wird. Die erreichten Erfassungs- und Verwertungsmengen für Leicht-
verpackungen und Nichtverpackungen lassen sich dann als Anteile von Gesamt-
abfällen für Leichtstoffverpackungen und Nichtverpackungen adäquat darstellen.  
Damit würde auch eine örtliche Anpassung erreicht bei gleichzeitiger Beibehal-
tung der Quoten. 
 

1.6 Qualitätskriterien sind auch Kontinuität bei Verwertung, Abfuhr, Zuständigkeit, 
Service sowie eine gute Abfallberatung. Bringsysteme sollten so gestaltet wer-
den, dass die Erfassungs- und Verwertungsquoten mindestens gleich hoch sind, 
wie in strukturell vergleichbaren Regionen mit Holsystem. Qualitätsstandards 
sind zu setzen z.B. für Behältergrößen und Abholrhythmus im Holsystem, die 
Containerdichten und die Wertstoffhof-Dichten in Bringsystemen sowie für die 
Zahl der Abfallberater/innen. Unabhängig vom System muss quantitativ und qua-
litativ die hochwertigste Verwertungsform der Sekundärrohstoffe realisiert wer-
den. 

 
 
 
 
2. Vorrang der besten ökologischen Verwertungslösung sowie Anforderung 
der nachgewiesenen ökologischen Vorteilhaftigkeit der Verwertung ggü. der 
Beseitigung. 
 
Grundsätzlich ist die hochwertige werkstoffliche Verwertung als die ökologisch vor-
teilhafteste Behandlungsoption festzuschreiben. Abweichungen müssen nach Maß-
gabe des § 6 Absatz 2 Satz 2 und 3 KrWG (des Ref.-Entw.) entsprechend öffentlich 
nachgewiesen werden. Die Erkenntnisse müssen alle drei Jahre neu geprüft werden.  
Bei der Erfassung und Verwertung der Materialien über eine einheitliche Wertstoff-
tonne durch den jeweiligen Betreiber des Sammelsystems  gewährleistet werden, 
dass diese Verwertung gegenüber einer Beseitigung der erfassten Materialien den 
Schutz von Mensch und Umwelt nach Maßgabe des § 6 Absatz 2 Satz 2 und 3 
KrWG (Ref.-Entw.) am besten gewährleistet. 
 
Die Dokumentation zur Umweltverträglichkeit im Sinne einer Lebenszyklusbetrach-
tung sowie zu den stofflichen Verwertungsquoten ist in einem regelmäßigen Turnus 
zu erstellen und zu veröffentlichen. 



 
Andernfalls soll in Form einer Ökobilanz/Ökoeffizienzbetrachtung  die Vorteilhaftigkeit 
der Verwertung gegenüber der Beseitigung  regelmäßig nachgewiesen werden. 
 
 
 
3. Internalisierung der Kosten in die Produktkosten 
 
Hinsichtlich einer größtmöglichen Lenkungswirkung  auf den Herstellungsprozess 
und der Verwertungslogik „von Anfang an“ sollen die entstehenden Kosten den Her-
stellern aufgebürdet werden und damit Teil des Produktpreises sein. In der Restab-
fallgebühr versteckt, bieten die Nettokosten für das System keinerlei Anreize zur Op-
timierung der Verwertung und bieten auch keine Kostentransparenz, da sie in der 
Regel nicht extra ausgewiesen sind, sondern in den Restmüllgebühren verschwin-
den. Da sich die Lizenzentgelte von Vertrag zu Vertrag stark unterscheiden können, 
herrscht auch hier keine Kostentransparenz. Denkbar wäre die Einführung einer Top-
Runner-Lösung (zumindest für Verpackungen), die die nach Ökodesign-
Gesichtspunkten die ökologisch vorteilhafteste Verpackung eines Produktes darstellt. 
 
 
 
4. Kontrolle durch Länder und neutrale Stelle 
 
Die neu zu schaffende neutrale (hoheitlich beliehene) Stelle sowie die Länder sollen 
sich die Kontrolle und den Vollzug der neuen VerpackV sinnvoll aufteilen. Für Quoten 
und Mengenstromnachweise sowie Flächendeckung sollten die Stelle zuständig sein, 
die den besten, unverfälschten Zugang zu den Daten hat. Wichtig ist deshalb die 
wirtschaftliche Unabhängigkeit und Neutralität beider Institutionen, was eine bisheri-
ge Trägerschaft durch DIHK oder eine gemeinsame Trägerschaft der Dualen Syste-
me ausschließt. Gleichzeitig muss gesichert sein, dass Kenntnisse und Detailwissen 
der Situation vor Ort in die Vollzugsentscheidungen unabdingbar macht. Dies erfor-
dert eine enge Zusammenarbeit beider Vollzugsbehörden. 
 
Bei gemeinsamer Erfassung von LVP und StNVP sollte ein in allen Regionen 
Deutschlands gerechtes, unbürokratisches Abrechnungssystem gewählt werden. 
Dies ist z.B. über Sortieranalysen mit der Realität regelmäßig und fortlaufend in Ein-
klang zu bringen.  
 
Literatur:  
http://www.umweltdaten.de/publikationen/fpdf-l/4074.pdf 
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Planspiel / moderierter Dialog zur Fortentwicklung der 
Verpackungsverordnung 

 

 

Ablauf der zweiten Planspielrunde 23. bis 25. Mai 2011 
 

 

Dialoggruppe A, Montag 23. Mai 2011, 10.30 – 18.00 Uhr 

 

TOP 1: Begrüßung und Aktuelles 

 

TOP 2: Offene Fragen aus der letzten Planspielrunde   

 Vorschläge zu Aufgaben und zur konkreten Ausgestaltung der neutralen Stelle, 

insbesondere bezüglich Kontrolle (Länder)  

 Evaluierung der Erfahrungen zur Leistungsfähigkeit unterschiedlicher Sammel-

systeme (private Entsorger) 

 Prüfung der Anwendbarkeit und erste konkretisierenden Vorschläge zur der GVM-

Warensspezifikation (Inverkehrbringer / Hersteller) 

 Prüfung bzw. Auswertung der Mengenstromnachweise in Bezug zu möglichen 

Aussagen auf Verwertungsanteile bezogen auf die gesammelten Mengen (private 

Entsorger) 

 Oberthema Abstimmung / Zusammenarbeit mit Kommunen - A.3 

 

TOP 3: Planspiel: ökologische Standards (Verwertungsanforderungen) – A.2 

 

TOP 4: Planspiel: Anfallstellen (Haushalte, Kleinbetriebe) – A.5 

 

TOP 5: Reflektion der Ergebnisse und Verständigung über die weitere Arbeit am Modell  
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Dialoggruppe B, Dienstag 24. Mai 2011, 10.30 – 18.00 Uhr 

 

TOP 1: Begrüßung und Aktuelles 

 

TOP 2: Offene Fragen aus der letzten Planspielrunde   

 Qualitätsstandards für Sammelsysteme (Länder) 

 Abgrenzung der Aufgaben zwischen zentraler Stelle und Länder (Länder) 

 Vorschläge für ein Standardkostenmodell (öffentlich-rechtliche und private Entsor-

ger) 

 Kriterien aus dem öffentlichen Vergaberecht, die bei einer privatwirtschaftlichen 

Vergabe einzubeziehen wären (öffentlich-rechtliche Entsorger),  

 Oberthema Überlassungspflichten / Selbstverwaltung – B.5 

 

TOP 3: Planspiel: Aufteilung der Stoffströme – B.1 

 

TOP 4: Planspiel: Finanzierung – B.3 

 

TOP 5: Reflektion der Ergebnisse und Verständigung über die weitere Arbeit am Modell  
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Strategiegruppe, Mittwoch 25. Mai 2011, 10.30 – 16.30 Uhr 

 

TOP 1: Offene Fragen aus der letzten Planspielrunde   

 

TOP 2: Reflektion der Ergebnisse der Dialoggruppen A und B 

 

TOP 3: Diskussion über das Thema „Zentrale Stelle“ 

 

TOP 4: Verständigung über die weitere Arbeit 

 

 

 



1 | Planspiel Fortentwicklung VerpackVO – 25. Mail 2011

2 | Planspiel Fortentwicklung VerpackVO – 25. Mail 2011



3 | Planspiel Fortentwicklung VerpackVO – 25. Mail 2011

Modell A: offene Fragen vom letzten Mal 
Zuordnung / Definition / Abgrenzung StNVP, 
ökologische Effektivität

4 | Planspiel Fortentwicklung VerpackVO – 25. Mail 2011

A.2 ökologische Standards 
(Verwertungsanforderungen)



5 | Planspiel Fortentwicklung VerpackVO – 25. Mail 2011

A.5 Anfallstellen Haushalt/Gewerbe

6 | Planspiel Fortentwicklung VerpackVO – 25. Mail 2011



7 | Planspiel Fortentwicklung VerpackVO – 25. Mail 2011

8 | Planspiel Fortentwicklung VerpackVO – 25. Mail 2011

Modell B: offene Fragen vom letzten Mal



9 | Planspiel Fortentwicklung VerpackVO – 25. Mail 2011

B.1 Aufteilung Stoffströme

10 | Planspiel Fortentwicklung VerpackVO – 25. Mail 2011

B.3 Finanzierung (1/2)



11 | Planspiel Fortentwicklung VerpackVO – 25. Mail 2011

B.3 Finanzierung (2/2)

12 | Planspiel Fortentwicklung VerpackVO – 25. Mail 2011



13 | Planspiel Fortentwicklung VerpackVO – 25. Mail 2011



  

 



  

 



  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



  

 



  

 

 

 

 



  

 

 

 



  

 



  

 



  

 

 



  

 

 



  

 

 

 

 

 

 

 

 

 



  

 



  

 



  

 



  

 



  

 

 

 

 

 

 

 

 

  

 



Planspiel 

4 Strategiekreis 20. Juni 2011 

4.1 Beiträge der Teilnehmenden im Vorfeld – übergreifende Texte 

öffentlich-rechtliche Entsorger 

DSD 

AGVU 

4.2 Beiträge der Teilnehmenden im Vorfeld - Beispielprodukte 

bvse 

Industrieverband Kunststoffverpackungen 

öffentlich-rechtliche Entsorger (Produktbeispiele) 

öffentlich-rechtliche Entsorger  

duale Systeme 

4.3 Beiträge der Teilnehmenden im Vorfeld - Quoten 

duale Systeme 

Industrieverband Kunststoffverpackungen 

4.4 Beiträge der Teilnehmenden im Vorfeld – zentrale / neutrale Stelle 

BDE 

duale Systeme 

Länder (Auszug aus Protokoll der 24. APV-Sitzung, Anlage zu „Sicherheitsleistung“) 

4.5 Einladung, Konzept und Dokumentation 

Tagesordnung 

Dokumentation 
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AGVU – Rückmeldung zum Planspiel  

10.06.2011 

 

1 „Zentrale“ Stelle 

Generell ist die Arbeitsgemeinschaft Verpackung und Umwelt (AGVU) der Ansicht, dass eine 

„zentrale“ Stelle schlank gehalten und auf die unbedingt notwendigen Aufgaben beschränkt 

werden sollte. Weiterhin sollte gewährleistet sein, dass Wettbewerbsverzerrungen beseitigt 

und die größtmögliche Effizienz des Systems erreicht wird. 

1.1 Aufgaben und Trägerschaft der „zentralen“ Stelle 

Als notwendige Aufgaben werden von Seiten der AGVU folgende Aufgaben gesehen: 

a) Standards (Ausfüllung von Definitionen und Ausführungsbestimmungen für die 

verschiedenen Fallkonstellationen – Modell A: Verpackungen und StNVP und Modell 

B: Verpackungen) 

b) Mengen und Anteile (Controlling der jeweiligen Mengenmeldungen, Veröffentlichung 

der Marktanteile der dualen Systeme, Konflikt- und Schlichtungsmanagement) 

Maßgeblicher Träger dieser Stelle können nur Industrie und Handel sein. Sie sind am 

ehesten in der Lage schlank und pragmatisch die wettbewerbsneutrale Umsetzung einer 

zukünftigen Regelung (unabhängig davon ob es nur um Verpackungen oder auch um StNVP 

geht) zu sichern. Nur hier ist das entsprechende Praxiswissen vorhanden.  

Voraussetzung ist, dass im Gesetz geregelt ist, dass folgende Beteiligte sich vertraglich auf 

die Standards dieser „zentralen“ Stelle verpflichten müssen: 

1) Verpflichtete (sofern Drittbeauftragung vorgesehen ist, auch die Drittbeauftragten) 

2) Duale Systeme bzw. Anbieter (z. B. bei Beibehaltung von Branchenlösungen) 

3) Sachverständige  

Wenn diese drei Seiten zusammen wirken und darauf basierend die – vorab plausibilisierten 

– Marktanteile der Dualen Systeme ermittelt werden, können die bisherigen Ungereimtheiten 

um Marktanteile und Lizenzmengen nicht mehr entstehen.  
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Über das Controlling und das Konflikt- und Schlichtungsmanagement soll gesichert werden, 

dass der Vollzug auf das notwenige Maß im Rahmen von Rechtsklärung zurück gefahren 

wird. Alle anderen „Differenzen“ sollten in diesem Rahmen aufgelöst werden.   

Der Vollzug (Zulassung Duale Systeme und ggf. Branchenlösung, Mengenstromnachweise, 

Verpflichtung) kann dann in bewährter Weise bei den Ländern verbleiben. Dieser wird über 

die Standardisierungsstelle deutlich „entschlackt“ und auf ein leistbares Maß zurück 

gefahren.  

 

1.2 Ausschreibung von Entsorgungsdienstleistungen 

Für die AGVU kommt nur ein Ausschreibungsverfahren in Frage, welches nachvollziehbar 

die effiziente und kostengünstige Umsetzung sichert. Daraus ergeben sich folgende 

Grundsätze: 

1. Grundlegende Voraussetzung ist daher eine hohe Kostenverantwortung des 

Ausschreibungsführers (z.B. „50%+X“). 

2. Der Ausschreibungsführer (nicht nur der Marktführer) muss ein Interesse haben, dass 

der Bestbieter tatsächlich in der Lage ist, den Vertrag zu erfüllen.  

3. Der Ausschreibungsführer soll eigene Effizienzsteigerungen möglich machen können. 

Diese Grundsätze werden alle durch das Modell erfüllt, welches die Dualen Systeme mit 

dem Bundeskartellamt entwickelt haben und welches sich aktuell in der 1. Umsetzungsphase 

befindet. Eine „Ausschreibungsbehörde“ würde all diese Vorteile wieder zunichte machen. 

Die AGVU fordert daher, dass diese Aufgabe im schlanken Sinne der Kosteneffizienz als 

„neutrale Ausschreibungsplattform“ in der aktuellen Form erhalten bleibt.  

 

2 Trennung der Stoffströme 

Die Arbeitsgemeinschaft Verpackung und Umwelt (AGVU) hält eine Wertstofftonne für 

sinnvoll, die die Herstellung hochwertiger Sekundärrohstoffe gewährleistet. Zur Erreichung 

dieses Zieles ist nach Ansicht der AGVU eine Aufteilung der Sammelmengen aus der 

Wertstofftonne nach der Sortierung zwingend erforderlich. 
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Im Rahmen der kommunalen Selbstverwaltung ist es aktuell nicht möglich, den Kommunen 

Sortiererfordernisse, technische Standards, Quoten und Spezifikationen justiziabel 

vorzugeben. Es liegt daher im Rahmen der kommunalen Entscheidungshoheit, ob eine 

Sortierung überhaupt stattfindet, welche Ausbringung und welche Qualitäten vorgegeben 

werden und ob Spezifikationen Anwendung finden.  

Gleich bleibend hohe Qualitäten und verfügbare Mengen sind aber unabdingbare 

Voraussetzungen für eine Verwertung auf einer hohen nutzbringenden Ebene sowie einer 

stabilen Belieferung von dafür entwickelten Märkten. Eine Aufteilung der Stoffströme vor der 

Sortierung kann dazu führen, dass etablierte Verwertungsstrukturen zur Generierung von 

Sekundärrohstoffen, die heutzutage zur Rohstoffsicherung beitragen, gefährdet würden. 

Für Verbunde, wie z. B. Getränkekartons, besteht bei der Wertstofftonne der besondere 

Nachteil, dass in der Gruppe der stoffgleichen Nichtverpackungen vergleichbare 

Verbundmaterialien, die verrechnet werden könnten, nicht vorkommen. Eine Quotenerfüllung 

wäre für diese Fraktionen somit fraglich. Aufgrund der Unmöglichkeit justiziable qualitative 

Vorgaben an die Kommunen für eine Sortierung zu machen, scheidet auch eine 

Rückübereignung von sortierten Fraktionen aus, da diese im Zweifelsfall qualitativ nicht 

vergleichbar sein müssen. 

 

3 Produktbeispiele 

Die AGVU sieht folgende Prämissen bei der Definition der StNVP: 

a) Einfachheit für den Bürger 

b) Eindeutigkeit in der Systembeteiligung (auch für Vollzug) und 

c) Verminderung des bürokratischen Aufwandes bei der Systembeteiligung. 

 

Da diese drei Vorgaben nicht durch eine Definition erfüllt werden können, bittet die AGVU 

um die rechtliche Prüfung, ob die Definition für den Verbraucher abweichend von der 

Definition für die Finanzierung sein kann (z. B. aufgrund transparenter Kriterien). 

Die Eindeutigkeit ist für die Systembeteiligung zwingend erforderlich, wie das Beispiel der 

Verpackungsverordnung zeigt.  
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Es gibt eine große Vielzahl von möglichen Produkten, die wiederum in den verschiedensten 

Ausführungen auf dem Markt befindlich sind. Es sollte daher vorab systematisch diskutiert 

werden, wie den Zielen Eindeutigkeit und Verminderung des bürokratischen Aufwandes 

gemeinsam Rechnung getragen werden können. Folgende Möglichkeiten der vereinfachten 

Systembeteiligung werden aktuell innerhalb der AGVU gesehen: 

a) Konzentration der Finanzierung über die Haupteinträge (auf der Basis von Analysen, 

die in festgelegten Abständen wiederholt werden) oder 

b) Nutzung von Warenklassifikationssystemen (z. B. GPC, Destatis) und hier wiederum 

Konzentration der Pflichtigkeit auf die relevanten Warengruppen (bei gleichzeitiger 

Standardisierung der Zuordnung zu Warengruppen über die zentrale Stelle) 

Auch hier wären die rechtlichen Rahmenbedingungen zu klären (z. B. verfassungsrechtliche 

Zulässigkeit der Finanzierung über Haupteinträge). 

Wir halten es nicht für zielführend bereits jetzt Produktbeispiele zu diskutieren, ohne diese 

systematischen Vorüberlegungen angestellt zu haben.  



Interessengruppe öffentlich-rechtliche Entsorgung 14.06.2011 

 

• Antworten zu den Fragen in Bezug auf die Aufgaben der zentralen Stelle (wobei es zur 

zweiten Frage – Sicherheitsleistungen – ja schon ein Dokument der Länder gibt) – siehe 

Flipchart 

Zum Thema Transparenz der Mengenstromnachweise sollte nach Auffassung der öf-

fentlich-rechtlichen Entsorgung bundesweit dargelegt werden, welche Mengen stofflich 

verwertet werden. Dabei sollte der Sortieroutput nicht an sich als stoffliche Verwertung 

gelten. Wichtig ist vielmehr, nach Abzug von Aufbereitungsverlusten sowie nach Bereini-

gung der energetisch verwerteten Mengen die danach erzielten Netto-Recycling-Mengen 

konkret zu ermitteln und benennen. 

Zu den anderen Themen auf der Flipchart gibt es aus Sicht der öffentlich-rechtlichen Ent-

sorgung keinen Anlass für eine Stellungnahme. 

 

• Stellungnahme zu der Frage, welche ökologischen Standards vorgegeben werden sollten 

und wie diese überwacht werden sollten - siehe Flipchart

 

Die Vorgabe ökologischer Standards muss innerhalb der kommunalen Verbände noch in-

tensiver diskutiert werden, was in der Kürze der Zeit nicht möglich war. 

 

Vorab kann aber zu den Thesen auf der Flipchart – unter dem Vorbehalt weiterer Ergän-

zungen – folgende Stellungnahme erfolgen: 

 

Aus Sicht der öffentlich-rechtlichen Entsorgung ist das Ziel „so viel Masse wie möglich zu 

erfassen“ nicht mit dem zweiten Ziel „so hochwertig wie möglich zu verwerten“ vereinbar. 

Die Wertigkeit der Verwertung hängt maßgeblich von der Qualität des Inputmaterials ab. 

Deshalb ist es aus Sicht der öffentlich-rechtlichen Entsorgung besser Qualität vor Quanti-

tät zu setzen.  

 

 

Als Ziele und Kriterien sollten daher mindestens formuliert werden:  
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Ziele Kriterien zum Messen 

1. „Vermeidung von Abfällen“ • Langlebigkeit von Produkten 

• Quote der Wiederverwendung von in 

der Abfallsammlung bereits erfassten 

Produkten 

 

2. „definierte Abfallfraktionen möglichst 

störstofffrei in möglichst großer Menge 

erfassen“ 

• Störstoffquote in gesammelten Abfall-

fraktionen 

• Kg getrennt gesammelte Wertstoffe 

(LVP + StNVP nach Cyclos) abzüglich 

Störstoffe 

 

3. „eine effektive Sortierung, die eine 

möglichst hochwertige Verwertung 

ermöglicht“ 

• Quote* stoffliches Recycling 

• Quote* rohstoffliche Verwertung 

• Quote* energetische Verwertung 

*bezogen auf erfasste Menge abzgl. Störstoffe 

4. gesamtökologische Bewertung • carbon footprint 

o Standards für Sammelfahrzeuge 

o Entfernungen von Anlagentrans-

porten 

o Ressourcenverbrauch des gesam-

ten Prozesses im Verhältnis zur 

Netto-Recycling-Menge 

 

• quantitative Angaben über das Erfassungsergebnis sortenreiner Abfälle zur Verwertung 

an beispielhaften Annahmestellen 

 

Annahmestelle in Thüringen: 

Kunststoffe: 0,12 kg/E*a 

Metalle: 2,28 kg/E*a 

Annahmestelle in Nordrhein-Westfalen: 

Kunststoffe: 0,11 kg/E*a 

Metalle: 1,10 kg/E*a 



Stellungnahme der DSD GmbH (aus der Mail vom 20.6.2011) 
  
1. Zuordnung Beispielprodukte in ein Raster:  
Grundsätzlich ist natürlich die klare und überschneidungsfreie Zuordnung von Produkten in die 
verschiedenen Verpflichtungsbereiche von zentraler Bedeutung für die Finanzierung und Effektivität 
der Wertstofftonne. Allerdings halten wir es für verfrüht, bereits jetzt Entscheidungen zu – teilweise 
sehr exotischen – Einzelfällen vorzugeben, ohne dass selbst die groben Eckpunkte für eine 
sachgemäße Zuordnung geklärt sind. Aus unserer Sicht sind folgende Anforderungen an eine solche 
Zuordnungssystematik zu stellen:  

a) Einfachheit für den Bürger – die Zuordnung für den Endverbraucher, was in die 
Wertstofftonne gehört und was nicht, muss transparent und einfach sein und teure 
„Fehlwürfe“ vermeiden 

b) Eindeutigkeit in der Systembeteiligung (auch für Vollzug) – die Erfahrung aus der Umsetzung 
der Verpackungsverordnung zeigt dass unsaubere bzw. interpretationsfähige Definitionen 
insbesondere in der Finanzierung zu signifikanten Graubereichen führen. 

c) Verminderung des bürokratischen Aufwandes bei der Systembeteiligung – hier müssen die 
unterschiedlichen Ziele, nämlich Sicherstellung der Finanzierung, administrativer Aufwand für 
die verpflichteten Unternehmen, etc., sorgfältig gegeneinander abgewogen werden und ein 
praxisorientierter Ansatz für die Umsetzung entwickelt werden.  

  
  
2. Schnittstelle zu den Ländern  
Vorbemerkung zum Fortbestand von Eigenrücknahme- und Branchenlösungen (BL)  

 Eigenrücknahme bzw. Abzüge in den Lizenzmengen dualer Systeme für Eigenrücknahme 
sollten zukünftig nicht mehr möglich sein.  

 Branchenlösungen sollten künftig nur bei einer Direktbeziehung zwischen Vertreiber und 
Anfallstelle möglich sein.   

 Die Anfallstelle muss darüber in Kenntnis gesetzt sein, dass sie an einer Branchenlösung 
beteiligt wird.  

 Die Branchenlösung muss vorab durch die Behörden genehmigt werden  
 Die Anerkennung von Gutachten zu Branchenlösungen und BL-fähigen Mengen (Zuordnung 

zum Direktvertrieb) erfolgt über die Zentrale Stelle  
 
2.A. Was geben die Länder ab, was nicht? 
Im Ländervollzug sollten insb. verbleiben: 

 Zuständigkeit für die Feststellung der Flächendeckung f. duale Systeme (§ 6 Abs. 5 
VerpackV)  / Zuständigkeit für Widerruf der Feststellung (§ 6 Abs. 6 VerpackV) 

 Zuständigkeit für die BL-Genehmigungen (Erteilung / Widerruf – siehe oben) 
 Ordnungswidrigkeitenkompetenz (Verhängung von Bußgeldern, Vertriebsverboten usw.) 
 Prüfung der Mengenstromnachweise (duale Systeme / Branchenlösungen) 

 
Aufgaben der „Zentralen Stelle“ sollten insb. sein: 

 Registrierung von Verpflichteten 
 Wahrnehmung der derzeitigen DIHK-Aufgaben (insb. § 10 VerpackV / VE) 
 Clearingstellenfunktion 
 Entscheidung über Anerkennungsfähigkeit von Gutachen zur Zuordnung von BL-Mengen zum 

Direktvertrieb (siehe oben) 
 Hinterlegungstelle für die Mengenstromnachweise der dualen Systeme und 

Branchenlösungen 
 Festlegung der von den dualen Systemen gegenüber den Feststellungsbehörden zu 

leistenden Sicherheiten 
  
 2.B: Sicherheitsleistungen – Welches Sicherungsbedürfnis gibt es? 
  

 Das Sicherungsbedürfnis entspricht dem Status Quo: Soweit ein duales System „ausfällt“ 
(Insolvenz) sollen die hieraus resultierenden Ersatzvornahmekosten der örE/Behörden für die 
Erfassung/Verwertung der noch im System befindlichen Mengen dieses Systems 
insolvenzsicher abgesichert werden.  

   



2.C: Mengenstrom-Tansparenz – Was wollen wir wie darstellen? 
 Heutiges MSN-Modell kann fortgeführt werden. In Modell A: Ausweitung auf StNVP – In 

Modell B: Unklar, wie einheitliche MSN-Transparenz gewährleistet werden kann. 
 MSN - Könnten bei Zentraler Stelle hinterlegt werden / Prüfungskompetenz bleibt bei Ländern 

  
2.D: Finanzierung der Zentralen Stelle 
Kann durch die dualen Systeme erfolgen, sofern diese Beteiligungs- und Mitbestimmungsrechte an 
der Zentralen Stelle erhalten. 

  
3. Stellungnahme zu der Frage, welche ökologischen Standards vorgegeben werden sollten 
und wie diese überwacht werden sollten  
3.1 Zum Thema „Vermeidung“:   
Eigenverantwortung schafft positive Rückkopplungseffekte auf Vermeidung und 
Verwertungsfreundlichkeit  
Durch differenzierte finanzielle Belastungen/Anreize der Produzenten können Anreize zur 
Verbesserung der Umweltfreundlichkeit geschaffen werden. Wenn die Wirtschaft selbst die 
Verantwortung für die Verwertung der Materialfraktionen übernimmt, können durch die direkten 
Zusammenhänge zwischen der Produktion und der Verwertungsmöglichkeit der Produkte nach 
Gebrauch Rückkopplungseffekte erzielt werden. Dieser Zusammenhang lässt sich nicht über Abgaben 
und Steuern erzielen und wird auch nicht  im Modell B erreicht, sondern kann nur durch 
Eigenverantwortung im Rahmen eines privatwirtschaftlich finanzierten "Dualen Systems" hergestellt 
werden. 
  
3.2 Zum Thema „hochwertige Verwertung einer großen Masse“ 
Eine hochwertige Verwertung einer möglichst großen Masse kann durch folgende Maßnahmen 
erreicht werden: 

a) Einheitlicher Zuweisungskatalog 
Nur wenn der Zuweisungskatalog der Mengen, die neben LVP miterfasst werden, bundesweit 
einheitlich ist, ist eine Sortierung in einheitlichen Produktspezifikationen möglich. Sofern in den 
einzelnen Kommunen unterschiedliche Materialien erfasst würden (z. B. mal mit Holz, mal mit 
Elektrokleingeräten oder gar mit Textilien), lassen sich Recycling-Vorprodukte nicht in einer 
einheitlichen, hohen Qualität erzeugen. Die Vermarktungsprodukte müssen also im 
Industriemaßstab in gleichbleibenden Qualitäten zur Verfügung gestellt werden. Diese 
Vorgaben sind nur in Modell A realisierbar, da bei Modell B jede Kommune selbst über den 
Zuweisungskatalog entscheiden könnte. 

 
b) Verwertungsquoten 

Für die einzelnen Materialfraktionen ist zum Erreichen ökologischer Standards eine Vorgabe 
von Verwertungsquoten zwingend erforderlich. Diese müssen für 100 % der erfassten Menge 
gelten. Im Modell B ist vorgesehen, dass die Kommune einen Teil der Sammelmengen 
übernimmt (vor oder nach der Sortierung). Es ist aber fraglich, wie eine Kommune sanktioniert 
werden könnte, wenn Verwertungsquoten nicht erreicht würden. Eine solche Regelung scheint 
nur im Modell A justiziabel.  

  
4. Systembetreiber: quantitative Angaben über das Sortierergebnis beispielhafter 
Sortieranlagen:  
  
Zu dieser Frage werden sich die Unternehmen Sita und Alba gesondert äußern. 
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Planspiel / moderierter Dialog zur Fortentwicklung der Verpackungsverordnung 

 

Hier: Beispielprodukte zur Diskussion der Lizenzierung und der Verwertbarkeit 

Bei der letzten Planspielrunde wurde vereinbart, anhand von konkreten Beispielprodukten 

Fragen bezüglich der Lizenzierung und der Verwertbarkeit zu diskutieren.  

Folgende Produkte wurden hierzu ausgewählt: 

1. Kugelschreiber (überwiegend aus Gummi) 

2. Regenschirme (überwiegend aus Holz und Textilien) 

3. Luftpumpen (überwiegend aus Metall- und Kunststoff, mit Holzgriff) 

4. Bilderrahmen (überwiegend aus Glas und Holz) 

5. Bade-Spielente (aus Gummi) 

6. Bürotaschen (aus Leder) 

7. Schulranzen (aus Kunststoff)  

Weitere beispielhafte Produkte, siehe Anhang 

 

Bitte beantworten Sie zu jedem Produkt soweit möglich getrennt folgende Fragen: 

1.) Soll dieses Produkt in der Wertstofftonne erfasst werden? 

2.) Soll dieses Produkt (im Falle von Modell A) lizenziert werden? 

3.) Wird dieses Produkt als Produkt für die Wertstofftonne kommuniziert? 

4.) Falls das Produkt nach ihrer Auffassung nicht in die Wertstofftonne gehört: 

Erwarten sie es in nennenswertem Umfang als Fehlwurf in der Wertstofftonne? 
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Weitere Produktbeispiele  

Beispiele von Seiten der kommunalen Entsorger 

 Drahtbürste, Haarbürste, Pinsel 

 Badspiegelschrank, WC-Brille mit Holzkern, Gardinenstange 

 Abklebebänder 

 Haushalts-/Arbeits- /Einweghandschuhe 

 Schreibmäppchen, Schultasche, Koffer 

 Inliner, Skistiefel, Snowboard 

 Kissen, Sitzpolster 

 langstielige Besen, Wischer, Rechen, Schaufel 

 Wannen, Kisten 

 Bowlingkugel aus Kunstharz 

 Felge aus Aluminium 

 Kühlbox mit E-Motor im Deckel 

 Fleece-Pullover 

 Stretch-/Wickelfolien, Farb- /Tonbänder  

 Gartenschlauch 

 Duschvorhang, Tischdecke 

 Toilettenbürste, WC-Brille 

 Reinigungsschwamm /-tücher 

 Kanülen 

 Ohrenstäbchen 

 Malerfolie 

 Farbpatronen, Stempelkissen (noch nicht vollständig ausgetrocknet bzw. entleert) 

 Fenster, Jalousien 

 Dämmplatten aus Styropor 

 PVC-Bodenbeläge 

Beispiele von Seiten der Hersteller und Inverkehrbringer 

 Töpfe, Pfannen und Haushaltsgeräte aus Metall (Dosenöffner, Küchenreibe) 

 Folien (Maler- und Abdeckfolien, Müllsäcke, PE-Beutel, Haushaltsfolien) 

 Wäschekörbe 

 Putzeimer 

 Faltkisten, Transport- und Stapelboxen 
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Beispielhafte 

Produkte 

Erfassen in der 

Wertstofftonne? 

Im Fall Modell 

A lizenzieren? 

Produkt für die 

Wertstofftonne ? 

(Kommunikation) 

Falls nicht für 

die Werstoffton-

ne: Fehlwürfe? 
Kugelschreiber, 

überwiegend aus 

Gummi 

    

Regenschirme, 

überwiegend aus 

Holz und Textilien 

    

Luftpumpen, über-

wiegend aus Met. 

und Kst., Holzgriff 

    

Bilderrahmen 

(überwiegend aus 

Glas und Holz) 

    

Bade-Spielente 

(aus Gummi) 

 

    

Bürotaschen (aus 

Leder) 

 

    

Schulranzen (aus 

Kunststoff)  

 

    

 

 

… 

    

 

 

… 

    

 

 

… 

    

 

 

… 

    

 

 

… 

    

 

 

… 

    

 

 

… 

    

 

ja

ja

ja

ja

ja

ja

ja

ja

ja

ja

ja

ja

ja

ja

nein

nein nein nein

nein

nein nein nein nein



neinneinneinSchulranzen (aus 
Kunststoff)

FWneinneinBürotaschen (aus Leder)

jajaBade-Spielente (aus 
Gummi) 1)

neinneinneinBilderrahmen (überwiegend 
aus Glas und Holz)

jajaLuftpumpen, überwiegend 
aus Metall und Kst., 
Holzgriff

FWneinneinRegenschirme, 
überwiegend aus Holz und 
Textilien

jajaKugelschreiber, 
überwiegend aus Gummi 1)

Falls nicht für 
die 
Wertstofftonne
: Fehlwürfe? 2)

Produkt für die 
Wertstofftonne? 
(Kommunikatio
n)

Im Fall 
Modell A 
lizenzieren?

Erfassen in 
der 
Wertstofftonne
?

Beispielhafte Produkte

1) Die auf dem Markt anzutreffenden Produkte sind (überwiegend) aus Kunststoff!

2) FW: Fehlwurf erwartet;                                          
Nein: keine nennenswerten Fehlwürfe erwartet



neinneinneinPVC-Bodenbeläge

neinxneinneinDämmplatten aus Styropor

neinxneinneinFenster, Jalousien

FW (Anm.: Diskussion, da 
Farbstoff nicht 
temperaturbeständig)

xneinneinFarbpatronen, 
Stempelkissen (noch nicht 
vollständig ausgetrocknet 
bzw. entleert)

(Anm.: schon vorhanden)xjajaMalerfolie

verbieten (Anm.: Hygiene)x !neinneinOhrenstäbchen

verbietenx !neinneinKanülen

FW (Anm.: schon 
vorhanden)

xneinneinReinigungsschwamm/-
tücher

nein (Anm.: 
Hygieneartikel)

neinneinToilettenbürste, WC-Brille

(Anm.: schon vorhanden)xjajaDuschvorhang, Tischdecke

xjajaGartenschlauch

(Anm.: schon vorhanden)xjajaStretch-/Wickelfolien, Farb-
/Tonbänder

nein (FW) (Anm.:Textil)neinneinFleece-Pullover

nein (Anm.: zu groß)neinneinKühlbox mit E-Motor im 
Deckel

neinneinneinFelge aus Aluminium

neinneinneinBowlingkugel aus 
Kunstharz

jajaWannen, Kisten

neinneinneinLangstielige Besen, 
Wischer, Rechen, Schaufel

neinneinneinKissen, Sitzpolster

neinneinneinInliner, Skistiefel, 
Snowboard

neinneinneinSchreibmäppchen, 
Schultasche, Koffer

FW (Anm.: kann auch 
Hygiene sein)

neinneinHaushalts-/Arbeits-
/Einweghandschuhe

FW im VerbundneinneinAbklebebänder

neinneinneinBadspiegelschrank, WC-
Brille mit Holzkern, 
Gardinenstange

FWneinneinDrahtbürste, Haarbürste, 
Pinsel

Falls nicht für die 
Wertstofftonne: 
Fehlwürfe? 2)

Produkt für die 
Wertstofftonne? 
(Kommunikation) 
1)

Im Fall 
Modell A 
lizenzieren?

Erfassen in 
der Wertstoff-
tonne?

Beispielhafte Produkte

1) X: sowohl positive Kommunikation (für die Tonne) als auch Beispiele für „negative“ Kommunikation (nicht 
in die Tonne)

2) (siehe Seite 1)



jajaFaltkisten, Transport- und 
Stapelboxen

jajaPutzeimer

jajaWäschekörbe

jajaFolien (Maler- und 
Abdeckfolien, Müllsäcke, 
PE-Beutel, Haushaltsfolien)

xjajaTöpfe, Pfannen und 
Haushaltsgeräte aus Metall 
(Dosenöffner, Küchenreibe)

Falls nicht für 
die 
Wertstofftonne: 
Fehlwürfe?

Produkt für die 
Wertstofftonne? 
(Kommunikation
)

Im Fall Modell 
A lizenzieren?

Erfassen in der 
Wertstofftonne
?

Beispielhafte Produkte



Gruppe öffentlich-rechtliche Entsorgung 
01.06.2011 

Planspiel Verpackungsverordnung – Modell A 
 
Vorschläge für Produktbeispiele, anhand derer sich die Fragen zu Lizenzierung 
und Verwertbarkeit beispielhaft diskutieren lassen 
 
Drahtbürste, Haarbürste, Pinsel 
 
Badspiegelschrank, WC-Brille mit Holzkern, Gardinenstange 
 
Abklebebänder 
 
Haushalts-/Arbeits- /Einweghandschuhe 
 
Schreibmäppchen, Schultasche, Koffer 
 
Inliner, Skistiefel, Snowboard 
 
Kissen, Sitzpolster 
 
langstielige Besen, Wischer, Rechen, Schaufel 
 
Wannen, Kisten 
 
Bowlingkugel aus Kunstharz 
 
Felge aus Aluminium 
 
Kühlbox mit E-Motor im Deckel 
 
Fleece-Pullover 
 
Stretch-/Wickelfolien, Farb- /Tonbänder  
 
Gartenschlauch 
 
Duschvorhang, Tischdecke 
 
Toilettenbürste, WC-Brille 
 
Reinigungsschwamm /-tücher 
 
Kanülen 
 
Ohrenstäbchen 
 
Malerfolie 
 
Farbpatronen, Stempelkissen (noch nicht vollständig ausgetrocknet bzw. entleert) 
 
Fenster, Jalousien 
 
Dämmplatten aus Styropor 
 
PVC-Bodenbeläge 
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Planspiel / moderierter Dialog zur Fortentwicklung der Verpackungsverordnung 

Hier: Beispielprodukte zur Diskussion der Lizenzierung und der Verwertbarkeit 

Bei der letzten Planspielrunde wurde vereinbart, anhand von konkreten Beispielprodukten 

Fragen bezüglich der Lizenzierung und der Verwertbarkeit zu diskutieren. 

Folgende Produkte wurden hierzu ausgewählt: 

1.  Kugelschreiber (überwiegend aus Gummi) 

2.  Regenschirme (überwiegend aus Holz und Textilien) 

3.  Luftpumpen (überwiegend aus Metall- und Kunststoff, mit Holzgriff) 

4.  Bilderrahmen (überwiegend aus Glas und Holz) 

5.  Bade-Spielente (aus Gummi) 

6.  Bürotaschen (aus Leder) 

7.  Schulranzen (aus Kunststoff) 

Weitere beispielhafte Produkte, siehe Anhang 

Bitte beantworten Sie zu jedem Produkt soweit möglich getrennt folgende Fragen: 

1.) Soll dieses Produkt in der Wertstofftonne erfasst werden? 

2.) Soll dieses Produkt (im Falle von Modell A) lizenziert werden? 

3.) Wird dieses Produkt als Produkt für die Wertstofftonne kommuniziert? 

4.) Falls das Produkt nach ihrer Auffassung nicht in die Wertstofftonne gehört: Er-

warten sie es in nennenswertem Umfang als Fehlwurf in der Wertstofftonne? 
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Weitere Produktbeispiele 

Beispiele von Seiten der kommunalen Entsorger 

  Drahtbürste, Haarbürste, Pinsel 

  Badspiegelschrank, WC-Brille mit Holzkern, Gardinenstange 

  Abklebebänder 

  Haushalts-/Arbeits- /Einweghandschuhe 

  Schreibmäppchen, Schultasche, Koffer 

  Inliner, Skistiefel, Snowboard 

  Kissen, Sitzpolster 

  langstielige Besen, Wischer, Rechen, Schaufel 

  Wannen, Kisten 

  Bowlingkugel aus Kunstharz 

  Felge aus Aluminium 

  Kühlbox mit E-Motor im Deckel 

  Fleece-Pullover 

  Stretch-/Wickelfolien, Farb- /Tonbänder 

  Gartenschlauch 

  Duschvorhang, Tischdecke 

  Toilettenbürste, WC-Brille 

  Reinigungsschwamm /-tücher 

  Kanülen 

  Ohrenstäbchen 

  Malerfolie 

  Farbpatronen, Stempelkissen (noch nicht vollständig ausgetrocknet bzw. entleert) 

  Fenster, Jalousien 

  Dämmplatten aus Styropor 

  PVC-Bodenbeläge 

Beispiele von Seiten der Hersteller und Inverkehrbringer 

  Töpfe, Pfannen und Haushaltsgeräte aus Metall (Dosenöffner, Küchenreibe) 

  Folien (Maler- und Abdeckfolien, Müllsäcke, PE-Beutel, Haushaltsfolien) 

  Wäschekörbe 

  Putzeimer 

  Faltkisten, Transport- und Stapelboxen 
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Beispielhafte 
Produkte 

Erfassen in der 
Wertstofftonne?

Im Fall Modell 
A lizenzieren? 

Produkt für die 
Wertstofftonne ? 
(Kommunikati-
on) 

Falls nicht für 
die Wertstoff-
ton ne: Fehl-
würfe? 

 
Kugelschreiber, 

überwiegend aus 

Gummi 

Regenschirme, 

überwiegend aus 

Holz und Textilien 

Luftpumpen, über- 

wiegend aus Met. 
und Kst., Holzgriff 

Bilderrahmen 

(überwiegend aus 

Glas und Holz) 

Bade-Spielente 

(aus Gummi) 

Bürotaschen (aus 

Leder) 

Schulranzen (aus 

Kunststoff) 
 

 
→
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Zusätzliche Beispiele der Hersteller und Inverkehrbringer

Beispielhafte 
Produkte 

Erfassen in der 
Wertstoffton-
ne? 

Im Fall Modell 
A lizenzieren? 

Produkt für die 
Wertstofftonne ? 
(Kommunikati-
on) 

Falls nicht für 
die Wertstoff-
tonne: Fehl-
würfe? 

 

Töpfe, Pfannen und 
Haushaltsgeräte (aus 
Metall) 

Folien (Maler- und 
Abdeckfolien, Müll-
säcke, PE-Beutel, 
Haushaltsfolien) 

Wäschekörbe 

Putzeimer 

Faltkisten, Transport- 
und Stapelboxen 
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Zusätzliche Beispiele der kommunalen Entsorger

Beispielhafte 
Produkte 

Erfassen in der 
Wertstoffton-
ne? 

Im Fall Modell 
A lizenzieren? 

Produkt für die 
Wertstofftonne ? 
(Kommunikati-
on) 

Falls nicht für 
die Wertstoff-
tonne: Fehl-
würfe? 

 

Drahtbürste (aus 
Holz und Metall)  
 

Haarbürste (aus 
Kunststoff, Holz, 
Gummi und Metall) 
 

 
Pinsel (aus Kunst-
stoff, Holz, Natur-
borsten, Metall 

Badspiegelschrank 
(aus Kunststoff und 
Glas) 

WC-Brille (Kunststoff 
mit Holzkern) 

Gardinenstange, 
Jalousie (aus Metall 
und Kunststoff) 

Abklebebänder 

Haushalts-/Arbeits- 
/Einweghandschuhe 
(aus Gummi/Latex, 
Silikon, Textil, Le-
der) 
Haushalts-/ Einweg-
handschuhe (aus 
Kunststoff) 

Schreibmäppchen 

Inliner, Skistiefel 

→
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Beispielhafte 
Produkte 

Erfassen in der 
Wertstoffton-
ne? 

Im Fall Modell 
A lizenzieren? 

Produkt für die 
Wertstofftonne ? 
(Kommunikati-
on) 

Falls nicht für 
die Wertstoff-
ton ne: Fehl-
würfe? 

 

Jogging-Schuhe 
(überwiegend aus 
Kunststoff) 

Handfeger (aus 
Kunststoff und 
Kunsthaar) 

Handfeger (aus Holz 
und Naturhaar) 
 

Langstielige Besen, 
Wischer, Rechen, 
Schaufeln (aus 
Kunststoff, Metall, 
Holz)  

Kühlbox (aus Kunst-
stoff) mit E-Motor im 
Deckel

Fleecepullover (aus 
Kunstfaser) 

 

→

Farb- / Tonbänder 
 

 

Tinten-/ Toner- Kar-
touchen 
 

 
Gartenschlauch (aus 
Kunststoff, Gummi, 
Gewebe) 

Duschvorhang, 
Tischdecke (aus 
reinem PVC) 

Duschvorhang, 
Tischdecke (aus 
kunststoff - be-
schichtetem Textil) 

Toilettenbürste (aus 
Kunststoff) 

Reinigungs-
schwämme, 
Schwammtücher 
aus Kunststoff 

Kanülen, Infusions-
besteck (aus Kunst-
stoff/PVC, Metall) 

… 
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Beispielhafte 
Produkte 

Erfassen in der 
Wertstoffton-
ne? 

Im Fall Modell 
A lizenzieren? 

Produkt für die 
Wertstofftonne ? 
(Kommunikati-
on) 

Falls nicht für 
die Wertstoff-
tonne: Fehl-
würfe? 

 

Ohrenstäbchen (aus 
Kunststoff und 
Baumwolle) 

Dämmplatten aus 
EPS 

 
Bodenbeläge (aus 
PVC und PA) 
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Stellungnahme Industrieverband Kunststoffverpackungen  (Mail vom 14. Juni 
2011) 

 
 - Erfassungs- und Sortierquoten - 
 
Die Verpackungsverordnung von 1991 sah Erfassungs- und Sortierquoten für die verschiedenen 
Materialien vor und verzichtete demzufolge auf Verwertungsquoten. Der Hintergedanke bestand 
damals wohl darin, dass nach Kenntnis der Erfassungsquote und der Sortierquote auch automatisch 
erkennbar ist, was dem Recycling zugeführt wird (input-basierte Verwertungsquote). Allerdings stellte 
sich die Ermittlung der Basismengen, wie viel überhaupt beim Verbraucher anfällt, wie viel Verluste 
beim Verbraucher entstehen, welche die rechnerisch erfassbare Menge ist, um daraus eine 
Erfassungsquote abzuleiten (siehe Anlage 1) als äußerst aufwendig dar. Ähnliches galt für die 
Sortierquote. Insofern war es konsequent, dass mit der ersten Novelle der Verpackungsverordnung 
Erfassungs- und Sortierquoten ersetzt wurden durch materialspezifische Verwertungsquoten. 
Demzufolge plädieren wir bei der Einführung der Wertstofftonne, nicht die gleichen Fehler zu 
wiederholen, sondern von vornherein auf Verwertungsquoten (nach einer Übergangsphase) zu 
setzen.  

Um eine möglichst hohe Erfassung von Verpackungen/stoffgleichen Nicht-Verpackungen in der 
Wertstofftonne zu erreichen, sind andere Tools erforderlich als eine 'Erfassungsquote', wie z.B. 
Kommunikationsmaßnahmen, aber ggf. auch Orientierungswerte (kg pro Einwohner und Jahr), die 
einen Vergleich zwischen verschiedenen Entsorgungsgebieten ermöglichen und somit Hinweise 
geben, wo mit welchen Maßnahmen auf eine höhere Erfassungsmenge hingearbeitet werden kann. 

Um eine dem Stand der Technik entsprechende Sortiertiefe zu erreichen, sollten auch hier Standards 
(z.B. BAT-Best Available Technique) vorgegeben werden, eine 'Sortierquote' ist nicht zielführend.  

- Verwertungsquoten - 
 
In der Verpackungsverordnung, aber auch in der europäischen Direktive für Verpackungen und 
Verpackungsabfall haben sich materialspezifische Verwertungsquoten bewährt. Dabei sind die 
Quoten stets input-basiert, d.h. sie basieren auf Mengen, die der Verwertung zugeführt werden. Dieser 
Ansatz ist EU-weit verbreitet und wurde im Rahmen der von der EU-Kommission beauftragten CEN-
Normung "Packaging and Environment" in Form von so genannten „mandatierten CEN-Normen“ 
nochmals bestätigt. Im Rahmen dieser Normungsarbeit Mitte/Ende der 90er Jahre wurde auch 
eingehend die Möglichkeit einer output-basierten Berechnung von Verwertungsquoten untersucht, und 
letztlich als nicht durchführbar und vergleichbar abgelehnt.  

 
- Bezugsbasen für Verwertungsquoten - 

Im Grunde gibt es 3 Bezugsebenen für Verwertungsquoten: 

• Die in Verkehr gebrachte Menge  
• Die erfasste Menge  
• Die lizenzierte Menge 

 
Für die Berechnung von Verwertungsquoten gemäß dem Ansatz der EU-Verpackungsdirektive 
werden die in den Verkehr gebrachten Mengen zur Grundlage genommen. In der gegenwärtigen 
Verpackungsverordnung sind dies die lizenzierten Mengen. 
Interessant ist, dass die lizenzierten Mengen als Bezugsbasis zu dem Zeitpunkt in die 
Verpackungsverordnung eingeführt wurden, als das DSD-Monopol gebrochen wurde und die 
verschiedenen dualen Systeme Vorgaben und Kontrollgrößen erhalten sollten. Zuvor war die in den 
Verkehr gebrachte Menge die Bezugsbasis. 

Aus Sicht der IK soll eine künftige Verwertungsquote sowohl für Verpackungen als auch für den 
Gesamtstrom (nach einer Übergangszeit) jedoch auf Basis der erfassten Mengen ermittelt werden. 
Damit ist, selbst bei Beibehaltung der gegenwärtigen Quoten in Prozent, auf jeden Fall eine Erhöhung 



des ökologischen Standards gegeben, da in der Regel die erfassten Mengen deutlich höher liegen als 
die lizenzierten Mengen (nur so waren Recyclingquoten über 100% zu erklären). 
 
Zusammenfassend schlagen wir vor, wie bisher Verwertungsquoten auf Verpackungen zu erheben, 
jedoch die Bezugsbasis auf erfasste Menge zu verändern. Diese Quotenberechung wird 
Sortieranalysen und andere Studien zu Hilfe nehmen müssen, da künftig der gesamte 
Kunststoffstrom  (Verpackungen/stoffgleiche Nicht-Verpackungen) erfasst wird. Die separate 
Ausweisung einer Verwertungsquote für Verpackungen halten wir aber dennoch für erforderlich, um 
die Anforderungen der EU-Direktive zu bedienen, aber auch ein Kontrollinstrument zu haben, ob im 
Rahmen der Wertstofftonne eine Veränderung des Verwertungsniveaus speziell für 
Kunststoffverpackungen erfolgt und wenn ja, in welcher Richtung.  
 
Wie bereits im Planspiel zum Ausdruck gebracht, lehnen wir eine separate Quote für stoffgleiche 
Nicht-Verpackungen ab. Künftig ist eine Verwertungsquote für Kunststoffe (Verpackungen und 
stoffgleiche Nicht-Verpackungen) auf Basis Erfassungsmenge denkbar, jedoch erst  nach einer 
Übergangsphase, in der Erfahrungen gesammelt werden sollten.  
 
 -Unterquoten für Kunststoff-Arten - 
 
Unterquoten für Kunststoff-Arten (PE, PP, PET, Polycarbonat, PVC) werden von uns abgelehnt, da sie 
dem  Ziel, möglichst viel Kunststoffe einer hochwertigen Verwertung zuzuführen, deren Produkte auch 
am Markt realisiert werden können, zuwiderlaufen würden. Auch hier haben die Erfahrungen der 
Verpackungsverordnung gezeigt, dass bei einer ausreichenden Stoffstrommenge einer Kunststoffart 
Innovationen ihre Aussortierung und anschließende Verwertung ermöglichten. Darüber hinaus ist die 
Ermittlung und Nachweisführung für solche Unterquoten äußerst aufwendig und kaum belastbar. 



MUNLV-NRW, Ref. IV 2 30.04.2010

Ausgestaltung und Berechnung einer Sicherheitsleistung gem. § 6 Abs. 5 VerpackV 
am Beispiel der Fraktion „Leichtverpackungen“

Gem. § 6 Abs. 5 Satz 3 VerpackV kann die zuständige Behörde verlangen, dass der 
Systembetreiber eine angemessene, insolvenzsichere Sicherheit für den Fall leistet, 
dass er oder die von ihm Beauftragten die Pflichten nach dieser Verordnung ganz oder 
teilweise nicht erfüllen und die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger oder die zustän-
digen Behörden Kostenerstattung wegen Ersatzvornahme verlangen können. 

Für den Bereich der Leichtverpackungen (LVP: Kunststoff, Weißblech, Aluminium und 
Verbunde) kann für die Festsetzung der Sicherheitsleistung im Regelfall von folgenden 
Rahmenbedingungen und Kalkulationsgrundlagen (die prinzipiell auch auf die Materi-
alfraktion Glas übertragen werden können) ausgegangen werden: 

I. Rahmenbedingungen 

1. Im Fall seiner Insolvenz kann ein Systembetreiber die Verpflichtungen aus § 6 
VerpackV für die Erstinverkehrbringer nicht mehr erbringen. Die Erstinverkehr-
bringer müssen daher ihre Mengen umgehend bei anderen Systemen lizenzie-
ren. Da bei der Berechnung des Clearinganteils zur Aufteilung von Mengen ein 
insolventes Unternehmen nicht mehr berücksichtigt wird, muss die Gesamtheit 
der Erfassungsmengen und somit der Erfassungsleistungen auf die verbleiben-
den Dualen Systeme aufgeteilt werden.

2. Basis für die Bewertung von Sicherheitsleistungen ist die Abdeckung von Ersatz-
vornahmen durch öffentlich-rechtliche Entsorgungsträger oder durch die zustän-
digen Behörden, die sich auf die Sammlung und Entsorgung bzw. Sortierung/ 
Verwertung von zum Zeitpunkt einer Insolvenz bereits erfassten aber noch nicht 
verwerteten LVP-Materialien beziehen. Dabei werden die Mengen in Anlagen 
zum Umschlag, zur Lagerung und zur Sortierung in Ansatz gebracht, deren Ent-
sorgung nach den Vorgaben der Verpackungsverordnung nicht mehr gewähr-
leistet ist. Zusätzlich sind die Kosten für die Erfassung der zum Zeitpunkt einer 
Insolvenz in den Sammelbehältnissen bereitgestellten Verpackungen zu berück-
sichtigen.

II. Kalkulationsgrundlagen 

Für die Ermittlung des der Sicherheitsleistung zugrunde zu legenden Risikos sind 
- auf Grundlage der im Vorjahr erfassten Menge an Leichtverpackungen (alle Län-
der, alle Systeme) - für die unsortierten Mengen in Umschlaganlagen, die unsor-
tierten Mengen im Eingangslager der Sortieranlagen, die sortierten Mengen im 
Ausgangslager von Sortieranlagen sowie die in den Sammelbehältnissen erfassten 
und bereitgestellten Mengen folgende Kalkulationsgrundlagen zu Grunde zu legen: 

...
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1. Kalkulation für Mengen in Umschlaganlagen 

Für die Mengen eines insolventen Systembetreibers, die noch in Umschlaganla-
gen lagern und deren Entsorgung durch den Systembetreiber nicht mehr finan-
ziell abgedeckt ist, können Ersatzvornahmen der öffentlich-rechtlichen Entsor-
gungsträger notwendig werden. Der Aufwand für diese Ersatzvornahme setzt 
sich im Wesentlichen aus den Komponenten Höhe der Lagermenge und Höhe 
der Entsorgungskosten pro Tonne zusammen. 

Die Situation in den Umschlaganlagen ist allgemein durch ein geringes Platzan-
gebot und niedrige genehmigte Lagermengen geprägt. Die unsortierten Erfas-
sungsmengen haben daher in der Regel nur eine kurze Verweilzeit. Da überdies 
davon auszugehen ist, dass die betroffenen In-Verkehrbringer im Fall der Insol-
venz eines Systems ihre Verpackungen kurzfristig anderweitig lizenzieren, kann 
für die Festlegung der Höhe der Lagermengen von einem Zeitraum von zwei 
Tagen als einheitliche und angemessene Zeitspanne ausgegangen werden. 
(Anmerkung: Dieses war im Jahr 2008 bei Betrachtung aller Umschlaganlagen 
bundesweit die durchschnittliche Zeitspanne.)

Da die Entsorgungskosten regional unterschiedlich sind und sich danach richten, 
ob die Mengen sortiert und verwertet oder unsortiert entsorgt werden sollen, soll-
te zur Festlegung der Höhe der Entsorgungskosten ein aktueller Durchschnitts-
preis für die LVP-Entsorgung bundesweit zugrunde gelegt werden, der in der 
Regel auf der Basis allgemein zugänglicher Marktpreisspiegel erfolgen und der 
regelmäßig, zumindest jährlich, neu ermittelt werden sollte. 

2. Kalkulation für Mengen im Ausgangslager von Sortieranlagen 

Für die Mengen, die noch im Ausgangslager von Sortieranlagen in der Zustän-
digkeit eines insolventen Systembetreibers lagern, gibt es – je nach Vertrags-
lage – unterschiedliche Verantwortlichkeiten. Bei einer reinen Lohnsortierung 
liegen alle Materialien (i.S.d. Anhangs I VerpackV), die sich im Ausgangslager 
einer Sortieranlage befinden, noch im Verantwortungsbereich des Systembetrei-
bers. In vielen Fällen werden Materialien mit positivem Marktwert (Aluminium, 
Weißblech) durch die Sortieranlagen selbst vermarktet, während Mengen mit 
negativen Marktwerten durch den Systembetreiber übernommen werden.

Die Vertragslage ist für die einzelnen Systembetreiber sehr unterschiedlich und 
ändert sich in der Regel nach Vertragsablauf. Weiterhin gibt es mit einzelnen 
Vertragspartnern viele individuelle Vereinbarungen, so dass es unrealistisch ist, 
alle diese Einzelfälle zu berücksichtigen. Daher sollte auf der Basis der durch-
schnittlichen inneren Verteilung der sortierten Verpackungen (z. B. aus den Sor-
tierergebnissen aller Systembetreiber des Vorjahres resultierend) eine durch-
schnittliche Lagermenge pro Fraktion ermittelt werden, Dabei sollte für jede ein-
zelne Fraktion der aktuelle Marktpreis (positiv oder negativ) zugrunde gelegt und 
regelmäßig, zumindest jährlich, neu ermittelt werden. Als Fraktion gilt die nach 
den Vorgaben der Abnehmer bzw. Garantiegeber sortierte Zusammenstellung 
von Leichtverpackungen. 

...
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Da die Ausgangslager in der Regel aus Kostengründen und zur Begrenzung der 
Brandlasten auf eine unbedingt notwendige Dimension beschränkt sind und ei-
nige Fraktionen bei zu langer Lagerung nicht mehr verwertbar wären, dürfte die 
Annahme einer Lagerzeit von durchschnittlich 15 Tagesmengen angemessen 
sein.

(Anmerkung: Dieses war in 2008 bei Betrachtung aller Umschlaganlagen bun-
desweit die durchschnittliche Zeitspanne.)

Die Übernahme der Sortierreste (und ggf. weiterer Wertstoffe) liegt in der Ver-
antwortung der Sortiervertragspartner, da die Kosten hierfür jeweils im Entgelt 
der Sortierung enthalten sind. Die Entsorgung erfolgt im Regelfall durch den Sor-
tierer sehr zeitnah. Bei der Berechnung der Sicherheitsleistungen für die Sortier-
reste, die sich zum Zeitpunkt einer möglichen Insolvenz bereits im Ausgangs-
lager befinden, müssen daher keine zusätzlichen Kosten in Ansatz gebracht 
werden.

3. Kalkulation für Mengen im Eingangslager von Sortieranlagen 

Für die Mengen eines insolventen Systembetreibers, die noch unsortiert im Ein-
gangslager eines Systembetreibers lagern, trägt weiterhin der Systembetreiber 
nach § 6 Abs. 3 VerpackV die Verantwortung. Da in der Regel im Eingangslager 
nur kurze Verweilzeiten vorkommen, üblicherweise sind die Eingangslager (aus 
Kosten- und Brandschutzgründen) auf das produktionstechnisch unbedingt not-
wendige Maß einer Bevorratung von drei bis vier Tagesproduktionen begrenzt, 
erscheint die Annahme einer Lagerzeit von durchschnittlich 3,3 Tagesmengen 
ausreichend.

(Anmerkung: Dieses war in 2008 bei Betrachtung aller Umschlaganlagen bun-
desweit die durchschnittliche Zeitspanne.) 

Für die Preiskalkulation kann ein aktueller Durchschnittspreis für LVP-Sortierung 
und -Entsorgung zugrunde gelegt werden. 

4. Kalkulation für die Erfassung von LVP 

Für den Fall, dass ein System in Insolvenz geht, können die Verpflichtungen aus 
§ 6 VerpackV für die Erstinverkehrbringer durch diesen Systembetreiber nicht 
mehr erbracht werden. Die Erstinverkehrbringer müssen ihre Mengen ab diesem 
Moment bei anderen Systemen lizenzieren. Bei der Berechnung des Clearing-
anteils zur Aufteilung von Mengen würde ein in Insolvenz gegangenes Unter-
nehmen nicht mehr berücksichtigt. Das hat zur Folge, dass 100 % der Erfas-
sungsmengen und somit der Erfassungsleistungen auf die verbleibenden dualen 
Systeme aufgeteilt werden. Eine Sicherheitsleistung auf die Erfassung kommt 
daher nur für den Fall in Betracht, wenn alle Systeme gleichzeitig ihre Arbeit ein-
stellen würden.  

In ca. 80 % der Gebiete erfolgt die Sammlung in vierzehntägigem und in ca. 
20 % der Gebiete erfolgt die Sammlung in vierwöchigem Rhythmus. Es kann 

...
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davon ausgegangen werden, dass die Erfassungsbehälter nach dem Zeitpunkt 
einer Insolvenz noch einmal entleert werden. Dabei kann unterstellt werden, 
dass sich - ab dem Zeitpunkt der Systemeinstellung - bei vierzehntägiger Lee-
rung innerhalb von zwei Wochen noch eine Wochenmenge und bei Leerung alle 
vier Wochen innerhalb dieser vier Wochen noch eine Zwei-Wochenmenge in 
den Erfassungsbehältnissen befindet, deren Erfassung und Entsorgung durch 
die Sicherheitsleitung abzudecken ist. 

5. Berechnung der Anteile 

Die Beträge sollten einmal jährlich auf der Basis der Erfassungsmengen des 
Vorjahres neu ermittelt und gewichtet nach Clearingstellenschlüssel der Lizenz-
mengenanteile auf die einzelnen Systembetreiber aufgeteilt werden. Zur Auftei-
lung der Beträge auf die einzelnen Bundesländer können die jeweiligen Anteile 
der Erfassungsmengen herangezogen werden. 

(Anmerkung:

Am 02.02.2010 wurde auf einer Sitzung der Gemeinsamen Stelle der Beschluss 
von allen neun Systembetreibern einstimmig gefasst, dass alle Systembetreiber 
zusammen über die Gemeinsame Stelle eine gemeinsame Garantieerklärung 
gegenüber den Ländern abgeben und dass die Rückdeckung dieser Sicher-
heitsleistung durch entsprechende Bankbürgschaften der Systembetreiber erfol-
gen soll. Die Gewichtung der jeweiligen Anteile soll intern zwischen den Sys-
tembetreibern analog zur Aufteilung der Nebenentgelte erfolgen. Auf dieser Ba-
sis sind auch Unterschiede in den lizenzierten Fraktionen ausgeglichen.  

Sofern die Gemeinsame Stelle eine gesamthafte Bürgschaft für alle System-
betreiber übernimmt, entfiele die Aufteilung auf die Systembetreiber.) 
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I. Einleitung 

 

Dieses Thesenpapier wurde im Kreis der Betreiber dualer Systeme 

(„Systembetreiber“ oder „Duale Systeme“) für das Planspiel des 

Umweltbundesamts zur Fortentwicklung der Verpackungsverordnung erstellt. Mit 

dem Thesenpapier nehmen die Systembetreiber zu wesentlichen Fragen der 

Aufgaben, der Struktur und der Finanzierung der im Rahmen des Planspiels 

angedachten, neu einzurichtenden zentralen Stelle („Zentrale Stelle“) Stellung. 

 

II. Aufgaben der Zentralen Stelle 
 

1. Registrierung der Inverkehrbringer 
 

Die Systembetreiber sprechen sich für die Einführung einer 

Registrierungspflicht der Inverkehrbringer bei der Zentralen Stelle aus.  

 

Auf diese Weise wird der Zentralen Stelle eine Überprüfung der Erfüllung 

der gesetzlichen Verpflichtungen der Hersteller/Inverkehrbringer 

ermöglicht, die zu mehr Transparenz und zur Gleichbehandlung aller 

Marktteilnehmer mit der Folge der Eindämmung der sogenannten 

Trittbrettfahrer-Problematik führt.  

 

2. Meldestelle für Lizenzmengen/Entgegennahme der VE-

Erklärungen/Hinterlegung der Mengenstromnachweise  

 

In der Zentralen Stelle können die Lizenzmengen-Meldungen und die 

Mengenstromnachweise der Dualen Systeme mit den 

Vollständigkeitserklärungen der Inverkehrbringer zusammengeführt 

werden: 

 

a) Clearing und Prüfung der Lizenzmengen-Meldungen 

 

Auf Basis der von den Dualen Systemen gemeldeten 

Lizenzmengen kann die Marktanteilsberechnung und das Clearing 

unter den Systembetreibern durch die Zentrale Stelle durchgeführt 
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werden, wie es auch derzeit unter den Systembetreibern im 

Rahmen der Gemeinsamen Stelle praktiziert wird. 

 

Die Einzelheiten zu den von den Systembetreibern abzugebenden 

Meldungen und dem unter den Systembetreibern 

vorzunehmenden Clearing sollten grundsätzlich auf Ebene der 

Systembetreiber festgelegt werden. Insbesondere wirtschaftliche 

Fragen, zum Beispiel der Ausgleich finanzieller Lasten zwischen 

den Systembetreibern bis hin zu der Frage, welcher 

Ausgleichsbetrag in Euro für eine Tonne einer bestimmten 

Materialfraktion zu zahlen sein soll, können sinnvoll nur von den 

Systembetreibern selbst vereinbart werden. Nur für den Fall, dass 

eine Regelung auf Ebene der Systembetreiber nicht erzielt 

werden kann, sollte die Zentrale Stelle subsidiär berechtigt sein, 

für alle Systembetreiber verbindliche Entscheidungen zu treffen. 

 

b) Hinterlegung der VE-Meldungen 

 

Die Vollständigkeitserklärungen sollten künftig an die Zentrale 

Stelle gerichtet werden. Das jetzige DIHK-Register würde 

entfallen. Der Zentralen Stelle würde ein Abgleich der 

Mengenmeldungen der Hersteller/Inverkehrbringer einerseits mit 

den gemeldeten Lizenzmengen der Systembetreiber andererseits, 

und damit eine effektive Überprüfung der Erfüllung der 

gesetzlichen Verpflichtungen der Beteiligten ermöglicht. 

 

Um die Validität der von den Systembetreibern und den 

Herstellern/Inverkehrbringern an die Zentrale Stelle gemeldeten 

Mengen sicherzustellen, sollten der Zentralen Stelle Möglichkeiten 

eingeräumt werden, die abgegebenen Meldungen (ggf. durch 

beauftragte Sachverständige) stichprobenartig oder im Falle eines 

begründeten Verdachts prüfen zu lassen (sogenannte 

„Sonderprüfung“). 
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c) Hinterlegung der Mengenstromnachweise  
 

Auch die Mengenstromnachweise der Systembetreiber, 

einschließlich der Nachweise im Rahmen von Branchenlösungen, 

sollten unmittelbar bei der Zentralen Stelle hinterlegt werden. Die 

Zuständigkeit für die Prüfung der Mengenstromnachweise sollte 

dagegen bei den Ländern verbleiben. 

 
 

3. Ausschreibung von Erfassungsleistungen 

 

Im Rahmen der Ausschreibung kann die Zentrale Stelle die Einrichtung und 

den Betrieb der elektronischen Plattform übernehmen, die den Bestbieter 

im jeweiligen Ausschreibungsgebiet ermittelt. Vorbereitungshandlungen zur 

Ausschreibung, etwa die Abstimmung der Systembeschreibungen im 

jeweiligen Ausschreibungsgebiet mit den öffentlich-rechtlichen 

Entsorgungsträgern sollten auf der lokalen Ebene in der Verantwortung 

eines Dualen Systems als Ausschreibungsführer verbleiben (vgl. 

Thesenpapier vom 18. Mai 2011). Auch der Abschluss verbindlicher 

Leistungsverträge mit dem im Rahmen der Ausschreibung ermittelten 

Entsorgungsunternehmen sollte in der Verantwortung der Dualen Systeme 

verbleiben, die auch die ordnungsgemäße Durchführung der 

Leistungsverträge durch die Entsorger sicherstellen sollten. 

 

Schließlich sollte es bei der Beschränkung der Ausschreibung auf die 

Erfassungsleistungen verbleiben, während die Sortierungsleistungen 

weiterhin durch jedes einzelne Duale System vergeben werden können. 

 

4. Kontrolle der Erfassungsdienstleister 

 

Die Kontrolle der Erbringung der Erfassungsleistungen auf lokaler Ebene 

durch die jeweiligen Erfassungsdienstleister sollte weiterhin durch die 

Systembetreiber als deren direkte Vertragspartner erfolgen.  Eine 

Zuweisung dieser Aufgabe würde die Zentrale Stelle administrativ 

überfordern. Die wirksame Kontrolle des Erfassungsdienstleisters wird 

effektiver durch die Zuweisung der Verantwortung in jedem 
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Erfassungsgebiet an einen Systembetreiber, den Ausschreibungsführer, 

sichergestellt. 

 

5. Keine Feststellung der Systembetreiber oder Genehmigung von 

Branchenlösungen durch die Zentrale Stelle 

 

Die Systembetreiber sprechen sich dagegen aus, die Feststellung und den 

Widerruf der Feststellung eines Systembetreibers auf die Zentrale Stelle zu 

übertragen. Ebenso sollte die Kompetenz zur Erteilung von 

Genehmigungen für Branchenlösungen nicht auf die Zentrale Stelle 

übertragen werden. 

 

Diese Aufgaben sollten nach Ansicht der Systembetreiber weiter in die 

Zuständigkeit der Länder fallen. 

 

6. Auslegungs- und Vollzugskompetenzen 

 

Die Systembetreiber sprechen sich dafür aus, der Zentralen Stelle effektive 

Mittel an die Hand zu geben, Verstöße gegen gesetzliche Vorschriften im 

Wege der Sachverhaltsaufklärung zu ermitteln.  

 

Die Systembetreiber können sich auch vorstellen, der Zentralen Stelle im 

Rahmen des Vollzugs die Kompetenz zur Entscheidung von 

Auslegungsfragen und zur Definition von Qualitätskriterien einzuräumen. 

Auf diese Weise könnten einheitliche Vorgaben und damit eine sichere 

Handlungsgrundlage für alle Beteiligten (Hersteller/Inverkehrbringer, 

Systembetreiber) geschaffen werden. Eine gerichtliche Überprüfung der 

Entscheidungen der Zentralen Stelle bliebe allerdings möglich. 

 

Der Zentralen Stelle sollte zum Zwecke der effektiven und einheitlichen 

Umsetzung der gesetzlichen Vorschriften ein Antragsrecht auf Einleitung 

von Straf- und Ordnungswidrigkeitenverfahren eingeräumt werden, an 

dessen Ausübung die zuständige Landes-/Bundesbehörde gebunden ist. 

Im Rahmen der Durchführung von Straf- oder Ordnungswidrig-

keitenverfahren sollten der Zentralen Stelle Beteiligungsrechte eingeräumt 

werden. 
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7. Berechnung und Hinterlegung der Sicherheitsleistungen 

 

Die Systembetreiber befürworten eine Zuständigkeit der Zentralen Stelle 

für die Berechnung der Höhe und die Hinterlegung der von den 

Systembetreibern zu erbringenden Sicherheitsleistungen. 

 

8. Keine Abfallberatung 

 

Die Systembetreiber sprechen sich dagegen aus, der Zentralen Stelle 

Aufgaben der Abfallberatung zuzuweisen. 

 

III. Finanzierung 

 

Die Zentrale Stelle benötigt zur Wahrnehmung Ihrer laufenden Aufgaben 

Einnahmequellen. Die Deckung des Liquiditätsbedarfs durch Gebühren, Beiträge 

oder privatrechtlich vereinbarte Entgelte würde einen weiteren administrativen 

Aufwand bedeuten, der zusätzliches Personal in der Zentralen Stelle binden würde. 

Deutlich einfacher und ohne nennenswerten administrativen Aufwand ist die 

erforderliche Liquidität durch Beiträge der Gesellschafter der Zentralen Stelle 

darzustellen. Die Gesellschafter können im Rahmen der Gründung der Zentralen 

Stelle Stammeinlagen zur Erstausstattung der Gesellschaft leisten und 

gesellschaftsvertraglich zur Leistung von Nachschüssen zur Deckung des laufenden 

Liqiuditätsbedarfs verpflichtet werden. 

 

IV. Rechtsform und Struktur  

1. Historische Vorbilder 

 

Für die Strukturierung der Zentralen Stelle kommen zwei verschiedene, in 

der Praxis bereits umgesetzte Konzepte als Vorbilder in Betracht: 

 

- Die Rechtsform der GmbH wurde im Bereich des Einweg-Pfands 

von der DPG Deutsche Pfandsysteme GmbH („DPG“) und im 

Bereich der Dualen Systeme im Rahmen der Gemeinsame Stelle 

dualer Systeme Deutschlands GmbH gewählt. 
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- Die Rechtsform der privatrechtlichen Stiftung wurde von der 

Stiftung Elektro-Altgeräte Register („Stiftung EAR“) gewählt.  

 

2. Entscheidungskriterien für die Rechtsform 

 

Beide Rechtsformen gewährleisten die Umsetzung der Anforderungen an 

eine Zentrale Stelle: 

 

Soweit die Zentrale Stelle behördliche Aufgaben, insbesondere im Sinne 

der Eingriffsverwaltung wahrnehmen soll, können sowohl die GmbH als 

auch die privatrechtliche Stiftung mit der Wahrnehmung öffentlicher 

Aufgaben beliehen werden. 

 

Beide privatrechtlichen Rechtsformen können im steuerlichen Sinne als 

gemeinnützig ausgestaltet werden.  

 

In beiden Rechtsformen kann der Geschäftsführung eine weitgehende 

Unabhängigkeit von ihren Gesellschaftern und anderen Gremien 

eingeräumt werden. Bei der GmbH bedarf dies der 

gesellschaftsvertraglichen und gegebenenfalls gesetzlichen Absicherung. 

 

Neben dem Geschäftsführungsorgan können in beiden Rechtsformen 

weitere Gremien wie Beiräte und Kuratorien eingerichtet werden. 

Praktische Beispiele sind wiederum die DPG und die Stiftung EAR.  

 

Bei der Finanzierung zeigen sich Vorzüge der GmbH. Hier können die 

Gesellschafter in der Satzung zur Leistung von Nachschüssen verpflichtet 

werden, die der Finanzierung des Geschäftsbetriebs dienen. Eine 

entsprechende Regelung gibt es bei der Gemeinsamen Stelle dualer 

Systeme Deutschlands GmbH. Die Stiftung ist gegenüber ihren Gründern 

rechtlich verselbständigt und hat keine Gesellschafter. Soweit das 

ursprünglich gestiftete Vermögen zur laufenden Deckung der Ausgaben 

nicht ausreicht, müssten spätere Nachstiftungen erfolgen. 



 9 

 

3. Aufbau der Zentralen Stelle im Einzelnen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die für die Stiftung charakteristische Unabhängigkeit des Vorstands von 

den Stiftern kann auch bei der GmbH hergestellt werden, indem der 

Geschäftsführung in der Satzung ein von den Gesellschaftern 

weisungsfreier Bereich eingeräumt wird. Die Geschäftsführung hat dann 

eine dem Vorstand der AG oder der Stiftung vergleichbare, unabhängige 

Stellung. Diese könnte auch gesetzlich abgesichert werden. 

 

In der Rechtsform der GmbH würden die dualen Systeme die 

Gesellschafterrolle übernehmen. Die Finanzierung der Aufgaben der 

Zentralen Stelle kann realistischerweise nur von ihnen geleistet werden. 

Für die Aufbringung der erforderlichen Mittel bieten sich 

Gesellschafterbeiträge in Form von Stammeinlagen und 

Gesellschafternachschüssen an. Für die Entscheidungsfindung in der 

Gesellschafterversammlung müssten Vorgaben zu den 

Mehrheitserfordernissen gemacht werden. Die Unabhängigkeit der 

Geschäftsführung gegenüber der Gesellschafterversammlung ist 

Geschäftsführung:
Vorstand/

GmbH-Geschäftsführung

Zentrale Stelle

BMU
UBA

Beirat:
z.B.

-Inverkehrbringer
- Länder

Gesellschafter/Stifter:
Duale Systeme

Beleihung Finanzierung Mitwirkung

Geschäftsführung:
Vorstand/

GmbH-Geschäftsführung

Zentrale Stelle

BMU
UBA

Beirat:
z.B.

-Inverkehrbringer
- Länder

Gesellschafter/Stifter:
Duale Systeme

Beleihung Finanzierung Mitwirkung
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gesellschaftsvertraglich sicherzustellen. Denkbar ist auch eine Vorgabe 

dieser gesellschaftsvertraglichen Regelungen durch die öffentliche Hand 

wie im Falle der Gründung der Aktiengesellschaften für die Post, Telekom, 

und Postbank im Rahmen der Ausgliederung aus dem Sondervermögen 

Bundespost. 

 

In der Stiftung und in der GmbH können zusätzlich ein Beirat und/oder ein 

Kuratorium eingerichtet werden, in dem weitere Interessen vertreten sind. 

Einem Beirat könnten z.B. Vertreter der Inverkehrbringer und der Länder 

angehören. Über den Beirat kann den Interessenvertretern ein 

Mitspracherecht, etwa bei der Bestellung und Abberufung des 

Geschäftsführungsorgans der Zentralen Stelle eingeräumt werden. 
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Planspiel / moderierter Dialog zur Fortentwicklung der 
Verpackungsverordnung 

 

 

Tagesordnung für die Schlussrunde im Strategiekreis am 20. Juni 2011 
 

Ort: Bundesamt für Naturschutz (BfN), Konstantinstraße 110, 53179 Bonn 

Zeitraum: 10:30 bis 16:30 Uhr 

 

 

TOP 1: Begrüßung und Ablaufvorschlag  

 

TOP 2: Diskussion noch offener zentralen Fragen  

 zentrale Stelle  

 ökologische Anforderungen  

 beispielhafte Produkte – Verwertbarkeit und Lizenzierung  

 quantitative Angaben über das Ergebnis bestimmter Anlagen  

 

TOP 3: Abschließende Diskussion zu den Modellen  

 Modell A 

 Modell B 

 Übergreifende Fragen 

 

TOP 4: Ausblick, Reflektion 

 



  

 



  

 



  

 



  

 



  

   



Planspiel 

5 Informationen zu gelber und Wertstofftonne 
Im Nachgang zur Sitzung des Strategiekreises am 20. Juni 2011 haben die Teilnehmenden 
Informationen aus Berlin und Hamburg zur orange box, zur gelben Tonne und zur 
Wertstofftonne bereitgestellt: 

 orange box, BSR: http://www.bsr.de/12572.html  
 Gelbe-Tonne-plus, Alba: http://www.gelbe-tonne-plus.de/  
 Wertstofftonne Hamburg, SRH: http://www.stadtreinigung-

hh.de/srhh/opencms/privatkunden/wertstoffe/kunststoff_und_metall/  


